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Freitag den 21. Dezember. 


Abonnements Anzeige. 

Mit dem 1. Januar k. J. beginnt ein neues vierteljährliches Abonnement auf die Breslauer Zeitung. 
ergebenſt ein. 

Die Breslauer Zeitung behauptet durch ihre zahlreichen Verbindungen im In⸗ und Auslande den Rang neben den erſten deutſchen 
Blättern, für welche ſie faſt täglich eine reichhaltige Quelle darbietet. Sie iſt ſtets darauf bedacht, an den Orten, welche für die Politik der 
Gegenwart Bedeutung erhalten, gut unterrichtete Correſpondenten zu gewinnen. In dieſer Thätigkeit wird die Breslauer Zeitung fortfahren 
und die Verbindungen noch zu erweitern bemüht ſein. 

Unter der Rubrik „Provinzial-Zeitung“ werden die ſpeziellen Intereſſen Schleſiens in größerer Vollſtändigkeit, als es bisher 
der Fall ſein konnte, behandelt werden. 5 0 

Auch den gewerblichen und Handels-Intereſſen fol eine umfaſſendere Aufmerkſamkeit gewidmet werden und iſt der Sekretär 
der Handelskammer, Herr Simſon, welchem die reichhaltigſten Materialien in dieſem Fach zugänglich ſind, für den genannten Theil 
der Zeitung gewonnen worden. Verbindungen mit den Handelskammern und Gewerberäthen Schleſiens find angebahnt. 

Die doppelte Aufgabe, welche ſich die Breslauer Zeitung geſtellt hat, mit der allgemeinen politiſchen Zeitung eine Provinzial⸗Zeitung 
zu verbinden, hat die Erweiterung des Raumes unerläßlich gemacht. Die Breslauer Zeitung wird demnach in vergrößertem Format 
erſcheinen. ae err a 5 

N Die Breslauer Zeitung wird den politiſchen Standpunkt feſthalten, den ſie bisher zwiſchen den extremen Parteien eingenommen 
hat. Sie wird ſich und zwar insbeſondere für Schleſien als Organ der Beſtrebungen aller derer betrachten, welchen es mit der Durchfüh⸗ 
rung der konſtitutionellen Grundſätze und der Herſtellung eines deutſchen Bundesſtaates Ernſt iſt. — Außer den dem Publikum durch ihre 
bisherige Mitwirkung bekannten Männern, außer der thätigen Theilnahme gleichgeſinnter Mitglieder beider Kammern, find es Namen wie 
Braniß, Cauer, Gräff, Haafe, Lewald, T. Molinari, Roepell, Stenzel, Waſſerſchleben, Wilda u. a., welche wir 
nicht nur als neu gewonnene Mitarbeiter nennen dürfen, ſondern welche auch zu der Zeitung in ein näheres Verhältniß getreten ſind. 
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Die Zeitung erſcheint, mit Ausnahme der drei zweiten Feſttage, täglich, und zwar in der Regel des Morgens, nur an den allen 
Sonn⸗ und Feſttagen zunächſt folgenden Tagen des Nachmittags. 0 

Der vierteljährliche Abonnements-Preis für die Breslauer Zeitung iſt am hieſigen Orte 1 Rthlr. 15 Sgr., auswärts im 
ganzen preußiſchen Staate 1 Rthlr. 245 Sgr. incl. Porto. 


Wir laden hierzu 


Die auswärtigen Abonnenten wollen die Beſtellungen bei der nächſten Poſtanſtalt fo zeitig veranlaffen, daß dieſe vor dem 1. Januar 


bei dem hieſigen königl. Ober⸗Poſt⸗Amte eingegangen ſind. — Die Ablieferung der Zeitung zur Poſt erfolgt ſtets in prompteſter Weiſe. 
Die hieſigen Abonnenten wollen die neuen Pränumerationsſcheine in einer der ihnen zunächſt gelegenen Kommanditen, welchen 
Ausgabe der Zeitung um 6 Uhr, die Nachmittags-Ausgabe um 5 Uhr geliefert wird, in Empfang nehmen. 


Morgen 
= Breslau, im Dezember 1849. 


Breslau, 20. Dezember. 


„Alle wahren Patrioten müſſen ihren Blick 
nach Erfurt richten. Mit Freuden haben wir 
erſehen, daß dieſes auch bei unſeren politiſchen 
Freunden in Breslau der Fall iſt, und daß be⸗ 
reits Schritte gethan find, um auf die Wah— 
len einzuwirken.“ So ſchreiben uns Mitglie⸗ 
der der Centrums⸗Partei der Kammern, deren 
Namen in ganz Schleſien wohl bekannt ſind. 
Der Verſuch, alle Fractionen zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Wirkſamkeit für die deutſchen Wahlen 
zu vereinigen, ein allgemeines Wahl-Comité 
aufzuſtellen, hat keinen Erfolg gehabt und die 
Conſtitutionellen haben ſich von jener Coalition 
losgeſagt und für ſich die Sache in die Hand 
genommen. Bereits unſere vorgeſtrige Zeitung 


enthielt die Bekanntmachung des Ausſchuſſes, 


welcher ſich für ganz Preußen gebildet hat, um einen 
Mittelpunkt für die Wahlangelegenheit zu bie⸗ 
ten. So rechtfertigen ſich aufs Neue 
die Schritte, welche der konſtitut. Gen- 
tralverein zur Wiedergewinnung ſei⸗ 
ner Selbſtſtändigkeit und in Bezug 
auf die Wahlen durch Aufſtellung 
eines Programms und Berufung eines 
Kongreſſes gethan hatz er wird jetzt jenem 
Ausſchuß ſich anſchließen und mit ihm Hand 
in Hand gehen können. Es waren die innere 
Nothwendigkeit und die Einſicht in dieſelbe, 
welche zu jenen Schritten geführt haben. Dies 


wird ſich auch immer mehr herausſtellen, trotz 


aller Anſtrengung, die Sache in einem andern 
Lichte erſcheinen zu laſſen und ihr fo viel als 


je 
die 
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möglich entgegen zu wirken. Der Kongreß fällt 
glücklicher Weiſe in eine Zeit, die es unſern 
politiſchen Freunden in den Kammern, und auch 
namentlich den ſchleſiſchen Mitgliedern des all⸗ 
gemeinen Wahl⸗Ausſchuſſes, möglich macht, ſich 
bei demſelben zu betheiligen; und ſo wird ein 
gemeinſames Wirken auf die Wahlen im echt 
deutſchen und konſtitutionellen Sinn um ſo beſſer 
durch denſelben angebahnt werden können. 


Wie es ein allgemein anerkannter Grundſatz wahr⸗ 
haft konſervativer Politik iſt, das Beſtehende durch 
Fortbildung zu erhalten, ſo iſt es ein nicht geringer 
zu achtender Grundſatz poli.ifcher Freiheit, daß deren 
feſteſter wie unentbehrlichſter Grundſtein eine freie Ge⸗ 
meinde⸗Verfaſſung ſei. 

Von dieſen beiden Grundſätzen aus, haben wir be⸗ 
reits den Entwurf der neuen Gemeindeordnung im all⸗ 
gemeinen gewürdigt, welchen das Miniſterium vorge⸗ 


legt hat. Wir fanden ihn weder dem einen noch dem 
andern entſprechend. Anſtatt das Beſtehende durch Re⸗ 


form zu erhalten, reißt er es ein; anſtatt der Gemeinde⸗ 
freiheit günſtig zu ſein, iſt er vorwiegend gouverne⸗ 
mental. Der erſte Theil dieſes Urtheils bedarf, ſollten 
wir meinen, keines weitern Beweiſes, den zweiten wol⸗ 
len wir heute näher begründen. 

Jedermann wird es zugeben, daß jede Gemeinde ſo 
zu ſagen eine zweifache Art und Natur an ſich trägt. 
Auf der einen Seite hat ſie einen lokalen, korporati⸗ 
ven, rein individuellen Charakter; auf der andern iſt 
ſie zugleich ein Glied des Staats und als ſolches ein 


Bezirk für deſſen Verwaltung. Je nachdem man nun 
das Hauptgewicht auf dieſe oder jene Seite legt, wird 


auch die innere Einrichtung der Gemeinden, ihre Ver⸗ 


faſſung wie ihre Verwaltung, eine ganz andere ſein. 
Im erſtern Falle wird dieſe auf eine Selbſtregierung, 
im letztern auf ein Regiertwerden hinausgehen. Die 


Selbſtregierung der Gemeinden iſt in England, das 


Regiertwerden derſelben in Frankreich zu Hauſe. Die⸗ 
ſelbe Revolution, welche dem Staate die Freiheit er⸗ 
obern ſollte, hat dort den Gemeinden eine Knechtſchaft 
gebracht, deren Feſſeln ſelbſt die neue Republik bis 
jetzt nicht geſprengt hat. Sehen wir alſo uns wohl 
vor, daß die Revolution, welche uns eine neue Ge⸗ 
meindeordnung bringt, nicht auch uns in dieſer Be⸗ 
ziehung ſtatt der Freiheit zuletzt die Knechtſchaft bringe! 

Die erſte Grundlage daher für jede freie Gemeinde⸗ 
Verfaſſung liegt, unſeres Erachtens nach, in der mög⸗ 
lichſt ſchärfſten Sonderung zwiſchen dem, was Intereſſe 
der Gemeinde, und dem, was Intereſſe des Staats iſt. 
Je reiner dieſe Sonderung eintritt, um ſo unabhän⸗ 
giger von ſich kann der Staat die Gemeinde ſich ſelbſt 
überlaſſen. Und umgekehrt. Je größer die Vermiſchung 
beider iſt, um ſo größer wird auch die Gefahr ſein, 
welche aus ihr der Gemeindefreiheit droht. Denn 
dieſe Vermiſchung gleicht dem Löwenbündniß der Fabel. 
Der Staat iſt der Löwe in dieſer Verbindung: mit 
ſeinem unendlichen Uebergewicht an Mitteln, Einfluß 
und Macht erdrückt er nothwendig zuletzt die gegen 
ihn ſchwache Gemeinde. Wir wiſſen wohl, daß dieſe 
Sonderung, die wir vor allem verlangen, niemals eine 
ganz vollkommene ſein kann. Wie Staat und Kirche 
niemals zu einer abſoluten Scheidung ſchreiten können, 
ſo iſt auch die Verbindung zwiſchen Gemeinde und 
Staat in gewiſſer Beziehung unauflöslih. Allein ganz 
dieſelbe Wahrheit, welche der Spruch, gebet dem Kai⸗ 
fer, was des Kalſers, und Gott, was Gottes iſt, hat, 
nimmt auch unſer Satz für Staat und Gemeinde in 
Anſpruch. Es kommt nur darauf an, möglichſt ſcharf zu 
beſtimmen, was das Eigenthum des einen und des andern 
iſt und dann beiden die Freiheit zu gewähren, daß jeder mit 
ſeinem Eigenthum nach ſeinem Willen ſchalten und wal⸗ 
ten kann! 

Und dies iſt eben einer der Hauptpunkte, an wel⸗ 
chem der „gouvernementale“ Charakter des Entwurfs 
der neuen Gemeindeordnung offen zu Tage tritt. Er 
zieht nicht nur nicht ſchärfere als die bisherigen Grän: 
zen zwiſchen Staat und Gemeinde, er vermiſcht viel⸗ 
mehr die bereits beſtehenden an mehreren Orten, und 


vergrößert ſogar die Vermiſchung beider, in der gerade 
die größte Gefahr für die Gemeindefreiheit liegt. 

Es iſt von jeher als ein unabweisliches Erforderniß 
einer freien Gemeindeverfaſſung betrachtet worden, daß 

e den Gemeinden das Recht verleiht, ihre eignen Be⸗ 
örden ſelbſt zu wählen. In der franzöſiſchen Be: 
meindeverfaſſung iſt dieſes Recht ſo gut wie völlig ver⸗ 
nichtet, in England dagegen wird es ſo gut wie völlig 
unumſchränkt geübt. Bei uns, — wir ſprechen hier na⸗ 
türlich immer nur von den öſtlichen Provinzen im 
Gegenſatz zu den weſtlichen, — hatte man bisher einen 
mittlern Weg eingehalten. Die Städte, welche hier 
überhaupt nur eine freiere Gemeindeverfaſſung beſaßen, 
wählten ſich ihre Obrigkeiten ſelbſt; die Staatsgewalt 
dagegen übte das Recht der Beſtätigung, aber auch dies 
infofern nur in beſchränkter Weiſe, als fie mit ſehr 
wenigen Ausnahmen nur ſolche Perſonen zurückweiſen 
durfte, welche die in der Städteordnung ſpeciell aufge⸗ 
führten Eigenſchaften nicht beſaßen. Mit Ausnahme 
der Oberbürgermeiſter der größten Städte, deren Er⸗ 
nennung dem Könige unmittelbar aus drei ihm von 
der Gemeinde präſentirten Kandidaten vorbehalten war, 
lag außerdem das Beſtätigungsrecht aller andern nicht 
in der Hand eines Einzelnen, ſondern es ward von 
dem geſammten Regierungs⸗Kollegium geübt. 

Der Entwurf der neuen Gemeindeordnung erweitert 
dagegen nicht nur dies Beſtätigungsrecht, er legt es 
zugleich auch in die Hände eines einzigen Beamten, 
und dehnt es ſogar zu einem wahren Einſetzungsrecht 
aus. Er erweitert es, indem er die Wahl aller Dorf⸗ 
ſchulzen demſelben unterwirft, er legt es in die Hand 
eines einzigen Beamten, indem er daſſelbe den Regie⸗ 
rungspräſidenten und in Gemeinden von nur 1500 Ein⸗ 

wohnern und darunter dem Landrath überweiſt. Er 
dehnt es endlich zu einem Einſetzungsrecht aus, inſo⸗ 
fern er jenem wie dieſem das Recht ertheilt, Bürger⸗ 
meiſter, Schulzen und Beigeordnete auf die Dauer 
einer ganzen Wahlperiode, d. h. nach dem Ent⸗ 
wurf auf zwölf, nach dem Kommiſſionsgutachten 
auf ſechs Jahre, ohne Weiteres in dem Falle 
zu ernennen, daß eben derſelbe Präſident oder Land⸗ 
rath einer vorangegangenen Wahl von Seiten der 
Gemeinde zweimal unmittelbar hintereinander die Be⸗ 
ſtätigung verſagt hat. ($ 30. § 65, 6.) Allerdings ver⸗ 
pflichtet das Geſetz den Präſidenten wie den Landrath, 
jenen, den Bezirksrath, dieſen, den Kreisausſchuß, vor 
der Verwerfung der Gewählten zu hören. Allein da 
zugleich beſtimmt iſt, daß der Bezirksrath, wie der 
Kreisausſchuß beſchlußfähig ſind, ſobald auch nur 
zwei Mitglieder zugegen (8 30 und 36 der 
Kreise, Bezirks⸗ und Provinzial⸗Ordnung), fo bes 
ſchränkt ſich das Gutachten über Beſtätigung oder 
Verwerfung einer Wahl auf die Meinung zweier 
Menſchen, welche noch dazu weder der Landrath noch 
der Regierungspräſident irgendwie zu berückſichtigen hat. 
Ohne durch beſtimmte, geſetzlich feſtgeſtellte Entſcheſdungs⸗ 
gründe gebunden zu ſein, ohne daß gegen ihre Ent⸗ 
ſcheidung ein Rekurs ergriffen werden kann, — ver⸗ 
werfen oder beſtätigen ſie jede Wahl nach — ihrem 
rein perſönlichen Ermeſſen! 

Man ſieht hieraus klar, die Staatsgewalt will in 
jedem Fall an der Spitze der Gemeinden nur Männer 
ſehen, welche ihr eigenes Vertrauen beſitzen. Stimmt 
dieſes mit dem Vertrauen der Gemeinden nicht über⸗ 
ein, ſo muß das letztere dem erſteren unbedingt nach⸗ 
ſtehen! Liegt hier eine Rückſicht auf das Wohl der 
Gemeinden, oder die alte Gewohnheit der Bevormun⸗ 
dung zu Grunde, von der ſich unſere Regierungsmän⸗ 
ner fo ſchwer losmachen können? Wir begegnen aller⸗ 
dings dieſer Bevormundungsluſt in dem neuen Ent⸗ 
wurfe faſt aller Ecken und Enden, doch glauben wir 
nicht, daß fie allein maßgebend geweſen ift, Vielmehr 
liegt ein Hauptgrund wohl darin, daß Bürgermeiſter 
und Schulzen mindeſtens eben ſo ſehr Beamte des 
Staats als der Gemeinden fein ſollen! Ueberall ſtellt 
der Entwurf deren Pflichten gegen den Staat den 
Pflichten gegen die Gemeinden voran ($ 53 u. a.); 
er überträgt ihnen mehrere neue Geſchäfte, die einzig 
und allein den Staat und nicht die Gemeinde angehen, 
wie z. B. die Verrichtungen eines Hilfsbeamten der 
gerichtlichen Polizei und des Polizeianwalts ($ 58); er 
legt ihnen die Pflicht auf, jedem Beſchluß der Ge⸗ 
meinderäthe von Amtswegen oder auf Geheiß der 
Staatsgewalt die Ausführung zu unterſagen, welcher 
das Staatsintereſſe verletzt; er unterwirft ſchließ⸗ 
lich dieſe Vorſteher einer frelen Gemeinde den Disci⸗ 
plinargeſetzen des Staats. Mit einem Wort, es fehlt 
in dem Entwurf nur der offene Ausſpruch, der Bürger⸗ 
meiſter und Schulzen zu Staatsbeamten erklärt; der 
Sache nach werden ſie es bald genug ſein! 

Wir wollen nun hier nicht ausführlich erör⸗ 
tern, wie vieldeutig der Ausdruck Staatsintereſſe 
iſt, und in welche falſche und ſchiefe Stellung der 
Bürgermeiſter nothwendig kommen muß, der zwiſchen 
dem Staatsintereſſe und dem Gemeindeintereſſe, bei 
gleicher Verpflichtung auf beide, eine Wahl treffen ſoll, 
falls beide, was doch nicht ausbleiben kann, in einen 
Grenze oder Rechtsstreit mit einander gerathen. In 
dieſer Beziehung wollen wir nur ganz kurz an die alte 
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kann! Die Hauptfrage für uns hier bleibt immer dieſe, 
in wie weit bei ſolcher Stellung der Bürgermeiſter und 
Schulzen, bei ſo ausgedehntem Beſtätigungsrecht auf 
Seite des Staats, die Wahlfreiheit der Gemeinden 
noch überhaupt einen großen Werth hat, oder nicht? 
Gehen wir zu weit, wenn wir ſagen, ſie iſt in dieſem 
Entwurf zu einem Scheinrecht herabgeſetzt? Das we⸗ 
nigſtens ſteht feſt, daß die Staatsgewalt rechtlich be⸗ 
fugt iſt, ſeine Wirkung in jedem Augenblick zu ver⸗ 
nichten, in welchem es zur Anwendung kommen ſoll. 
Sobald die Regierung es will, kann ſie den Städten 
als Bürgermeiſter, den Dörfern als Schulzen auf 12 
oder 6 Jahre Männer aufdrängen, welche nicht die 
Gemeinden gewählt, ſondern ein Regierungs-⸗Präſident 
oder ein Landrath nach perſönlichem Gutdünken er⸗ 
nannt haben. - 

Man entgegne uns nicht, die Regierung wird ſtets 
von dieſem Recht einen weiſen Gebrauch machen! Wir 
unſererſeits wir ſetzen bei dieſer Betrachtung eine Re⸗ 
gierung voraus, nicht weiſer und nicht unweiſer, als 
ſie im Durchſchnitt menſchlicher Dinge zu ſein pflegen, 
und erinnern von dieſem Geſichtspunkt an, daß nichts 
auf der Welt ſo verführeriſch iſt, als die Macht! 

Sie iſt es jetzt noch in höherem Grade als früher. 
Seitdem mit der conſtitutionellen Verfaſſung auch der 
Streit und Kampf politiſcher Partheien in unſer Staats⸗ 
leben geſetzlich eingeführt iſt, wird dieſer ſeine Einwirkung 
ber der Anwendung jeder Regierungsgewalt üben. Jede 
Perſönlichkeit, die dem Landrath oder dem Regierungs⸗ 
Präſidenten politiſch verdächtig oder unangenehm (in 
grata) iſt, kann die leicht ergriffene Veranlaſſung 
werden, das Ernennungsrecht der Regierung an die 
Stelle der Wahlfreiheit der Gemeinden zu ſetzen! 

Hatten wir Unrecht zu ſagen, der miniſterielle Ent⸗ 
wurf ſei vor allen Dingen „gouvernemental?“ Wir 


werden dieſes Urtheil noch welter belegen. 


Preußen. 


Kammer⸗ Verhandlungen. 
J. Kammer. 94. Sitzung vom 18. Dezbr. 


Präſident: v. Auerswald. 
Eröffnung 7¼ Uhr Abends. 
Am Miniſtertiſch: von Manteuffel, von Rabe, 
von Strotha. 
Das Protokoll der letzten Sitzung wird verleſen und 
genehmigt. 
Auf der Tagesordnung iſt zunächſt der Bericht über 


eine Petition des Soeſter Kreistages, das Salzmonopol 
beim Viehſalze wegfallen zu laſſen, und den Privatſa⸗ 


linen die Bereitung und den Verkauf von Viehſalz 
unter ähnlichen Kontrolmaßregeln, wie ſie beim Ver⸗ 
kauf des Düngeſalzes beſtehen, zu geſtatten. Die be⸗ 
treffende Kommiſſion trägt darauf an, dieſe Petition 
an das Staatsminiſterium zur möglichſten Berückſichti⸗ 
gung abzugeben. 

Der Finanzminiſter: Es iſt nicht ausführbar, 
lo lange das Salzmonopol beſteht, den Privatſalinen 
den Verkauf des Viehſalzes wie den des Düngeſalzes 
zu geſtatten. Wenn die Petition an das Finanzmini⸗ 
ſterium abgegeben wird, ſo wird von dieſem in Erwä⸗ 
gung gezogen werden, ob das Viehſalz an den Orten, 
die in der Nähe der Salinen liegen, zu einem billige⸗ 
ren Preiſe belaſſen werden kann. Ein großer Ausfall 
wird dadurch nicht herbeigeführt, da der Bedarf an 
Viehſalz in der Provinz Weſtfalen nur gegen 900 
Tonnen jährlich beträgt. 

Die Kammer beſchließt, daß die Petition an das 
Staatsminiſterium abgegeben werde. 

Auf der Tagesordnung iſt die Berathung der Pro⸗ 
vinzialordnung, welche die Art. 39 bis 60 umfaßt. 

Art. 30 beſtimmt, daß Veränderungen der Gränzen 
der Provinzen nur durch ein Geſetz erfolgen ſollen. 

Abg. v. Gerlach: Die Provinzialverfaſſung beſteht 
fo lange, bis fie unter Mitwirkung der Provinzial⸗ 
ſtände abgeändert wird. Geſtern iſt meine Anſicht als 
eine unkonſtitutionelle bezeichnet worden. Ich habe 
von der Kirche nur geſagt, daß die Kammern ſich in 
ihre Angelegenheiten nicht zu miſchen haben, wenn ſie 
nicht ein Monſtrum werden ſoll. Eine Diktatur 
wünſchte ich inſofern, als ich die Auftechterhaltung 
des Art. 105 gewollt habe. Die Mehrheit dieſes 
Hauſes hat ihn in der That mit geringen Verände⸗ 
rungen angenommen, und der Abg. Camphauſen, 
der jetzt leider nicht gegenwärtig iſt, macht nicht mir, 
ſondern der Mehrheit dieſes Hauſes einen Vorwurf, 
wenn er von „Diktatur“ ſpricht. 

Der Abg. ſtand im April v. J. einer Verfaſſung 
gegenüber, die auch beſchworen war; ob er viel zu ihrer 
Aufrechterhaltung gethan hat, laſſe ich dahingeſtellt. 
(Eine Stimme zur Linken: Das iſt doch zu arg!) 
Wir haben den Eid auf die alte Verfaſſung geleiſtet 
und werden ihn eben ſo halten, wie den Eid, den wir 
auf die neue Geſammtverfaſſung zu lelſten im Be⸗ 
griff ſind. 2 
Abg. v. Ammon: Ich hätte gewünſcht, daß der 
Abg. dieſe Aeußerungen in Gegenwart des Abgeordn. 
Camphauſen oder gleich geſtern gethan hätte; es 
pflegt ihm doch ſonſt an Geiſtesgegenwart nicht zu 


Wahrheit erinnern, daß Niemand zweſen Herren dienen | fehlen. (Beifall.) 


Abg. von Gerlach: Ich berichtige thatſaͤch⸗ 
lich, daß es mir geſtern allerdings an Geiſtesgegenwart 
gefehlt hat. (Große Heiterkeit.) 

Die Art. 39 bis 45 werden angenommen. 

Die Art. 46 bis 49 handeln von den Befugniſſen 
der Provinzial⸗Verſammlung. Dieſe hat das Recht, 
Ausgaben zu beſchließen und fie auf die Bezirke, 
Kreiſe und Gemeinden zu vertheilen, ihr Gutachten 
über Einführung, Abänderung oder Aufhebung von 
Provinzialgeſetzen und über andere ihr von der Staats⸗ 
Regierung vorgelegten Gegenſtände abzugeben, ſowie 
alljährlich den Etat der Provinz feſtzuſtellen. 

Abg. v. Zander empfiehlt einen von ihm geſtellten 
Verbeſſerungsantrag, nach welchem die Provinzialvers 
ſammlung nur auf Erfordern ihr Gutachten über die 
ihr von der Staats⸗Regierung vorgelegten Gegenftände 
abzugeben hat. 

Abg. Kisker empfiehlt einen ähnlichen Verbeſſe⸗ 
rungsantrag. 

Miniſter des Innern: Es giebt geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen, welche erlaſſen werden müſſen, ohne daß 
man die Provinzial⸗Vertretung fragen kann. In dem 
unglücklichen Falle der Auflehnung einer ganzen Pro⸗ 
vinz z. B., wodurch für die ganze Provinz ein Aus⸗ 
nahmezuſtand nöthig wird, hat ſich die Regierung nur 
an die Kammern, nicht an die Provinzial⸗Vertretung 
zu wenden; dagegen werden bei Geſetzen, welche, ſo 


zu ſagen, auf den Geldbeutel der Provinzen influen⸗ 


ziren, die Kammern verlangen können, daß die Regie⸗ 
rung zuvor die Provinzial⸗Vertretung befragt. Man 
muß nur nicht von vorn herein beſtimmen, daß über 
alle Angelegenheiten der Provinzen die Provinzialver⸗ 
ſammlungen gefragt werden müſſen. (Beifall.) 

Die Abg. v. Wittgenſtein, v. Bernuth, v. Man⸗ 
teuffel, v. Zander verzichten auf das Wort, da ſie nur 
in dem von dem Miniſter des Innern geäußerten 
Sinne ſprechen wollten. 

Der Verbeſſerungsantrag des Abg. v. Zander wird 
mit großer Majorität angenommen. 
53 werden ohne weitere Debatte angenommen. 

Art. 54 beſtimmt, daß der Ober⸗Präſident alljähr⸗ 
lich in der regelmäßigen Sitzung der Provinzial⸗Ver⸗ 
ſammlung einen zu veröffentlichenden Bericht über die 
Verwaltung zu erſtatten hat. 

Ein Verbeſſerungsantrag des Abg. Milde, welcher 
verlangt, daß die wichtigſten Reſultate der Verwaltung, 
inſoweit fie durch Zahlen darzuſtellen find, durch ftatis 
ſtiſche Nachrichten belegt werden ſollen, wird unter dem 


Beifall der Kammer von dem Abg. Dieterici em⸗ 
pfohlen und wie Artikel 54 von der Majorität ange⸗ 


nommen. 

Abg. v. Daniels zieht die Beſchlußfähigkelt der 
Kammer in Zweifel. 5 

Der Antrag auf Namensaufruf wird von keinem 
Mitgliede unterſtützt. (Heiterkeit.) 

Die Art. 55 und 56 werden angenommen. 

Art. 57 wird in der urſprünglchen Faſſung, welche 
den Mitgliedern ein Tagegeld von 2 Thalern und für 
Hin⸗ und Rückreiſe ein Meilengeld von 18 Sgr. zus 
erkennt, angenommen. 

Die Art. 58 bis 60 werden ebenfalls angenommen. 

Schluß der Sitzung 10 Uhr. 
Nächſte Sitzung Mittwoch 10 Uhr. 


95. Sitzung vom 19. Dezember. 
Präfident: v. Auerswald. 
Eröffnung 10 ½ Uhr. 

Am Miniſtertiſche: Graf v. Brandenburg, 
v. Manteuffel, v. Strotha, Simons. 

Das Protokoll der letzten Sitzung wird verleſen und 
genehmigt. 

Der Präſident zeigt an, daßt von den ſieben ka⸗ 
tholiſchen Biſchöfen ein Schreiben eingegangen 
iſt, welches ſich auf die religiöſen Fragen bezieht, die 
in den Kammern zur Verhandlung gekommen ſind. 
Das Schreiben wird auf dem Bureau zur Einſicht 
ausgelegt werden. a Ä 

Nach mehrmaliger Abſtimmung über einige Verbeſ⸗ 
ferungsanträge werden die Allgemeinen und Ueber⸗ 
gangs⸗Beſtimmungen der Kreis-, Bezirks⸗ und 
Provinzial⸗Ordnung berathen. Sie umfaſſen die 
Artikel 61 bis 70 des Geſetzes. 

Die Artikel 61 bis 64 werden ohne Debatte ange⸗ 
nommen. 

Art. 65 beſtimmt, daß die Mitglieder eines Bezirks⸗ 
rathes oder Kreisausfhuffes in Folge einer Beförde⸗ 
rung im Staatsdienſte Sitz und Stimme im Bezirks⸗ 
rathe reſp. Kreisausſchuſſe verlieren und ſich einer 
Neuwahl unterwerfen müſſen. Wird angenommen. 

Der von der Kommiſſion vorgeſchlagene Zuſatz, daß 
Beamte zum Eintritt in die Provinzial⸗Verſammlung 
zwar keines Urlaubs bedürfen, aber die Koſten ihrer 
Stellvertretung zu tragen haben, wird auf den Antrag 
des Abg. Kister, den auch der Abg. Graf v. Al⸗ 
vensleben bevorwortet, abgelehnt. 5 

Art. 66 wird ohne Debatte ang 


Die Art. 46 bis 


enommen. 1 


ä — —— y— — ———— 


Art. 67 erklärt alle Geſetze über die Kreis⸗ und 


inzialſtände für aufgehoben. Jedoch bleiben die 
— der Kreſs⸗, Bezicks⸗ und Provinzial“ 


1 


Inſtitute fo lange in Wirkſamkeit, bis die Provinzials 
Verſammlung anderweitig darüber beſchloſſen hat. 

Die Kommiſſion ſchlägt einen Zuſatz vor, nach wel: 
chem die kommunal landſtändiſchen Einrichtungen in 
Wirkſamkeit bleiben, bis fie durch geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen anderweitig geregelt werden. Bis dahin ſetzen 
die Kommunal⸗Landtage ihre Funktionen fort. 

Die Abg. v. Katte, v. Gaffron und v. Man⸗ 
teuffel ſprechen für, der Abg. Wachler gegen dieſen 


Zuſatz. 


U 


Der Handelsminiſter v. d. Heydt iſt eingetreten. 

Der Miniſter des Innern: Es iſt nicht die 
Abſicht der Regierung geweſen, die Funktionen der 
Kommunal⸗Landtage ſofort zu ſiſtiren, zumal da dieſe 
mehr adminiſtrative als legislative Befugniſſe haben. 
Ich erkenne an, daß durch den von der Kommiſſion 
vorgeſchlagenen Zuſatz die Abſicht der Regierung deut⸗ 
licher ausgeſprochen wird. Allerdings könnten die Be⸗ 


ſchlüſſe der Kommunal⸗Landtage ſtörend in den Staats⸗ 


Organismus eingreifen. Dadurch jedoch, daß dieſe Be⸗ 
ſchlüſſe der Beſtätigung des Miniſters des Innern oder 
des betreffenden Oberpräſidenten bedürfen, iſt die Re⸗ 
gierung immer im Stande, ſolche Eingriffe von der 
Hand zu weiſen. 

Der beantragte Schluß der Berathung wird ange⸗ 
nommen. h 

Art. 67 wird mit der Veränderung angenommen, 
daß der von der Kommiſſion vorgeſchlagene Zuſatz von 
den allgemeinen unter die Uebergangsbeſtimmungen ge⸗ 
ſtellt wird. 

Der Finanzminiſter v. Rabe iſt eingetreten. 

Die Kammer nimmt einen Antrag des Abgeordneten 
Goldtammer an, nach welchem bis zur Reviſion 
der Finanzgeſetzgebung die Repartition der Kreis⸗ und 
Provinzial⸗Laſten durch ein von der Provinzial⸗Vertre⸗ 
tung vorzuſchlagendes und von der Regierung zu ges 
nehmigendes Regulativ geordnet wird. 

Die Art. 68 bis 70 werden ohne Debatte ange⸗ 
nommen und ſomit die Berathung über die Kreis-, 
Bezirks⸗ und Provinzial⸗Ordnung geſchloſſen. 

Hierauf findet über Annahme der Gemeinde⸗ 
Ordnung in der von der Kommiſſion nunmehr 
redigirten Faſſung namentliche Abſtimmung ſtatt. 

Gegen Annahme der Gemeinde⸗Ordnung ſtim⸗ 
men die Abgeordneten: v. Bethmann⸗Hollweg, 
v. Canitz, v. Daniels, Gr. Fürſtenberg, v. Ger⸗ 
lach, Hanſemann (Heiterkeit), v. Hertefeld, 
Koppe, Graf Limburg⸗Stprum, v. Manteuf⸗ 
fel, Möwes, Sägert, v. Schaper, Freiherr 
v. Seidlitz, v. Witzleben, Gr. Schliefen. 

Von 124 Anwefenden ſtimmen 10 für, 16 
gegen die Annahme. Der Abg. Ritter enthält ſich 

immung. 
ar me Togsbekbnung iſt hierauf der Bericht der 
betreffenden Kommiſſion über Ermäßigung der Brief⸗ 
Porto⸗Taxe. Derſelbe wird von dem Abg. Trieſt 
verleſen. 


Die erſte Kammer tritt auf den Antrag der | d 


Kommiſſion dem Geſetz⸗Entwurfe in der von der 
zweiten Kammer vorgeſchlagenen Faſſung bei. 
Schluß der Sitzung 1%, Uhr. 
(Nächſte Sitzunng: Donnerſtag 11 Uhr.) 


II. Kammer. 78. Sitzung vom 19. Dezember. 
Präſident: Graf v. Schwerin. 
Eröffnung 12%, Uhr. 

Am Miniftertifhe: v. Strotha, Simons, Re 
gierungs⸗Kommiſſarien Kamerer und v. Könen. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen 
und angenommen. 

Ein Schreiben des Präſidenten erſter Kam⸗ 


mer theilt mit, daß, nachdem in dieſer Kammer 


mehrmaliger Beſchluß über die Titel III. IV. 
V. VIII. und IX. gefaßt, dieſer Theil der 
Verfaſſungs⸗Urkunde dem Staats ⸗Miniſterium 
überſchickt worden ſei. Der Präſident der zwei⸗ 
ten Kammer kuüpft hieran die Mittheilung, daß 
auch er die zuletzt hier in Berathung geweſenen 
Titel der Verfaſſungs⸗ Urkunde dem Staats⸗ 
Miniſterium überſendet habe, und hiernach der 
ganze Verfaſſungs⸗ Entwurf ſich unn in den 
* des Staats⸗Miniſteriums befinde. 

g. v. Werdeck dringt, in Folge zunehmender Uns 
ſicherheit in feinem Wahlkteiſe, auf Beſchleunigung der 
Vorberathung der Habeas⸗Corpus⸗Akte in der 
betreffenden Kommiffion, worauf die Entgegnung er: 
folgt, daß erſt geſtern dieſe Akte aus der Berathung 
erſter Kammer der zweiten Kammer zugegangen fei, je⸗ 
denfalls aber ſobald als möglich in Vorberathung ges 
nommen werde. t 

Hierauf wird in nochmaliger Abſtimmung das ſchon 
geſtern angenommene Amendement des Abg. v. Bars 
deleben mit dem dae Breithaupt 
(Wittſtock) wiederum angeno 1 

erden fordert hierauf zur Bildung der Kom⸗ 
miffton zur Berathung der Gemeinde⸗Ordnung unmit⸗ 
telbar nach heutiger Plenar⸗Sitzung auf. 

Darauf beginnt die Berathung über den Bericht der 
Kommiſſion für das Jufiizweſen, betreffend den Geſetzent⸗ 
wurf über bie Aufhebung des dem Mültär⸗Waſſen⸗ 
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Haufe zu Potsdam zuſtehenden Intelligenz⸗In⸗ 
ſertionszwanges und der amtlichen Intelligenz⸗ 
Blätter. . 

Die Ko mmiſſion trägt darauf an, den Entwurf, 
wie er in der erſten Kammer angenommen worden, zu 
genehmigen. 

Zu der allgemeinen Diskuſſion meldet ſich kein Red⸗ 
ner. Es beginnt daher die Spezialdiskuſſion. Zu 9 1 
verlangt der Abg. Hartmann das Wort. 

Abg. Hartmann: Die Aufhebung des Intelligenz⸗ 
blattzwanges würde nur den Zeitungen und den In 
ſerenten zu Gute kommen. Er ſchlage daher folgen⸗ 
den Zuſatz zu § 1 vor: 

Dagegen unterliegen alle fortan im preußiſchen 
Staate zur Vertheilung gelangenden Zeitungen und 
Anzeigen, gleichviel ob ſie im Inlande oder Auslande 
erſcheinen, wenn ſie Anzeigen gegen Bezahlung aufneh⸗ 
men, einer Stempel⸗Abgabe, welche für jedes 
Exemplar auf 1 Rtl. feſtgeſetzt wird. — (Un 
terſtützt.) 

Abg. Schröder (Lyck) erwidert dem Vorredner, 
daß die Aufhebung des Intelligenzblattzwanges nicht 
blos die Reichen, ſondern auch die Armen erleichtere, 
weil der größte Theil der Anzeigen gerichtliche Be⸗ 
kanntmachungen, Subhaſtationen u. dgl. betreffe. 

Abg. Breithaupt (Wittſtock) bemerkt, daß die 
gerichtlichen Anzeigen fortan in den Amtsblättern er⸗ 
folgen würden. 

Regierungskommiſſar v. Könen: Der jetzige In⸗ 
telligenzblattzwang trifft beſonders die kleinen Gewerb⸗ 
treibenden, welche ſogar darauf angetragen haben, den 
Zwang ſchon vor Weihnachten aufzuheben, weil in 
dieſer Zeit die meiften Anzeigen gemacht werden. — 
Auch trifft der Zwang nicht alle Provinzen, fo daß 
es wünſchenswerth erſcheint, die Gleichmäßigkeit herzu⸗ 
ſtellen. 

Abg. Beſeler bemerkt, daß ein Antrag, wie der 
des Abg. Hartmann, welcher die Preffe weſentlich be⸗ 
ſchränke, nicht gelegentlich entſchieden werden könne. 
Man hade das in der Verfaſſung offen gelaſſen: 
aber man habe ſich dadurch noch nicht dafür entſchie⸗ 
den. Eine ſolche Prinzipienfrage, welche weſentlich 
eine politiſche ſei, könne nicht als Nebenfrage einer 
finanziellen behandelt werden. 

Abg. v. Rohrſcheidt erklärt ſich für den erſten 
und letzten Paragraphen des Entwurfs. 

Abg. Hartmann zieht ſein Amendement zurück, 
da er einſehe, daß bei dieſer Gelegenheit die Frage, 
welche ſein Amendement betreffe, nicht entſchieden wer⸗ 
den könne. 

Abg. Duncker bemerkt nachträglich, daß das 
Amendement der bis jetzt noch zu Recht be⸗ 
ſtehenden Verfaſſung direkt widerſpreche. 

- Daffelbe bemerkt der Ab Scheerer. 

Darauf werden die vier Paragraphen des Entwurfs 
nach der Faſſung der erſten Kammer ange⸗ 
nommen. 

Der Präſident vertagt die Sitzung bis 
um 4. Januar 1850, und bemerkt, daß wenn er 
auch die Tagesordnung für die nächſte Sitzung nicht 
beſtimmen könne, das Budget doch einen der erſten 
Gegenſtände der Berathung bilden werde, worauf der 
Abg. v. Bodelſchwingh bemerkt, daß wenn die 
Kommiſſion ihre Berathung bis dahin beendigen wolle, 
ſie die Zwiſchenzelt bis zum Wiederbeginn der Sitzun⸗ 
gen benutzen müſſe. Darauf wird das Protokoll der 
Sitzung verleſen und genehmigt. 

(Schluß der Sitzung 1%, Uhr. — Nächſte Sitzung 
4. Januar 1850.) 


Berlin, 19. Dezbr. Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: den Vice⸗Präſidenten des Ober⸗ 
Tribunals, Dr. Götze, von der ferneren Theilnahme 
an den Gefchäften des Gerichtshofes zur Entſcheidung 
der Kompetenzkonflikte zu entbinden und dafür den 
geheimen Ober⸗Tribunals⸗Rath Ulrich zum Mitgliede 
dieſes Gerichtshofes zu ernennen; und dem Ober⸗In⸗ 
ſpektor der Charité, Rechnungsrath Karl Heinrich 
Effe, den Charakter als geheimer Regierungsrath 
beizulegen. 

Ihre königl. Hoheiten der Prinz und die Prin⸗ 
zeſſin Friedrich der Niederlande, ſo wie Höchſt⸗ 
deren Töchter, die Prinzeſſinnen Louiſe und 
Marie königl. Hoheiten, find heute nach dem Haag 
zurückgereiſt. 

Angekommen: Der Fürſt zu Carolath⸗Beu⸗ 


then von Carolath. Der Generalmajor und Kom⸗ 


mandeur der 7. Kavalleriebrigade, v. Katte, von 
Magdeburg. 

G. Berlin, 19. Dezbr. [Das Votum der er 
ſten Kammer in Finanz⸗Angelegenhelt. — 
Peſſimismus des Centrums! Von verehrter 
Hand geht uns folgende Erklärung der Stellung des 
Centrums in der vorgeſtrigen Sitzung der erſten Kam⸗ 
mer zu.“) Wir geben dieſelbe textgetreu wieder, behal⸗ 
ten uns jedoch unſere Anſicht über dieſen wichtigen 
konſtitutlonellen Punkt vor: 

„Die rechte Seite war offenbar konſequent, indem 
fie gegen die Faſſung der zweiten Kammer ſtimmte, 
*) Die Erklärung der Gentrumds Partei ſelbſt iſt in der 

geſtrigen Brel, Ztg. Reb. 


um die Differenz aufrecht zu erhalten, und ſo zur 
Beibehaltung des urfprünglichen Textes der) 
Verfaſſung, der erſten ſieben Worte des Art. 108 
zu gelangen. 

Das Centrum war aber nicht weniger konſequent, 
indem es hierzu mithalf, obgleich es früher gegen den 
urſprünglichen Text und die Beibehaltung jener ſieben 
Worte geſtimmt hatte. Und zwar for: N 

Das bekannte Amendement Moecke iſt nach der An⸗ 
ſicht des Centrums eine Beſchränkung der Kammer⸗ 
rechte in Steuerſachen. Wenn es daſſelbe annahm, 
um Art. 108 zu mildern, ſo erkannte es damit an, 
daß die dem letzteren durch das Miniſterium (man er⸗ 
innert ſich der Rede des Miniſters Rabe) gegebene In⸗ 
terpretation die richtige ſei. 

Dieſe Interpretation kann das Centrum nicht adop⸗ 
tiren, ſondern es behauptet, mit Camphauſen, daß 
Art. 108 ſtets nur eine tranfitorifche Geltung gehabt 
habe und haben könne. Dies zeigt es, indem es lie⸗ 
ber den Art. 108 an der Stelle, wo er ſteht, annimmt, 
in der Ueberzeugung und mit dem Rechte auf denſel⸗ 
ben zurückkommen zu können, als indem es ſich dies 
Zurückkommen durch Annahme der fraglichen Vermit⸗ 
telung erſpart. Mit einem Worte, das Centrum hat 
lieber eine offene Wunde behalten wollen, die ſich 
hoffentlich gründlich ausheilen wird, als eine ſchlecht 
vernarbte, die immerfort ſchmerzen und hindern würde. 
Es iſt überlegter und wohlverſtandener *) Peſſimis⸗ 
mus. Aber höchſt komiſch war das, Erſtaunen der 
rechten Seite über dieſe rührende Einigkeit. Der Dom⸗ 
herr Ritter rief: „Herodes und Pilatus find 
Freunde geworden!“ 

C. C. Berlin, 19. Dez. [Aus der erſten Kam⸗ 
mer. — Vermiſchte Nachrichten.] In der erſten 
Kammer iſt die Berathung der Kreis-, Bezirks⸗ und 
Provinzial⸗Ordnung für den preuß. Staat heute been⸗ 
digt worben und es wird morgen die Abſtimmung 
über die Annahme des Geſetzes im Ganzen erfolgen. 
— Ueber die Gemeindeordnung hat heute bereits 
die letzte Abſtimmung ſtattgefunden. Dies Geſetz iſt 
auch bei dieſer Abſtimmung mit größter Majorität un⸗ 
ter namentlicher Abſtimmung angenommen. — Das 
Geſetz wegen Ermäßigung der Briefportotare 
iſt angenommen worden. — Der Centralausſchuß der 
erſten Kammer für die Staatshaushalts⸗Re⸗ 
viſion, aus 45 Mitgliedern beſtehend, wird ſich noch 
heute konſtituiren. — Muthmaßlich dürfte morgen 
über die Frage, ob in Beziehung auf den zur erſten 
Kammer gewählten Appellations = Gerichts = Direktor 
Temme von dem Art. 83 der Verfaſſung, rückſichtlich 
der Aufhebung der Haft, Gebrauch zu machen, Ent⸗ 
ſcheidung getroffen werden. — Hr. v. Perſig ny iſt 
nunmehr definitiv zum Geſandten der franzöſiſchen Re⸗ 
publik an Herrn de Lurdes Stelle ernannt. — Aus 
dem Regierungsbezirk Erfurt wird die unerfreuliche 
Erſcheivung gemeldet, daß in neuerer Zeit außer: 
ordentlich viele Schulzen auf Entlaſſung aus 
ihrem Dienſte angetragen haben. Der Grund 
dazu liegt jedenfalls in den gefteigerten Anſprüchen, welche 
an die Schulzen gemacht werden müſſen, und daß die 
neuerdings erfolgte Herſtellung lange vernachläßigter ge⸗ 
ſetzlicher Ordnung im Steuerhebungs⸗Geſchäfte aller⸗ 
dings den noch nicht daran gewöhnten Ortsbehörden 
läſtig werden mag. Unter dieſen Umſtänden iſt nicht 
zu bezweifeln, daß die beabſichtigte Einführung einer 
Kommunal⸗Ordnung auf große Schwierigkeiten ſtoßen 
werde. — Unſere geſtern mitgetheilte, Ferdin. Thiele 
betreffende Beſchuldigung finden wir uns veranlaßt, 
zurückzunehmen, da der fragliche Thiele durch den Um⸗ 
ftand in dies üble Renommé gekommen fein ſoll, daß 
er ſich zufällig mit 5 berüchtigten Subjekten mit dem⸗ 
ſelben Fahrzeuge einſchiffte. 

P. C. Berlin, 19. Dezember. [Die Thätigkeit 
für die Reichstagswahlen] hat in manchen un⸗ 
ſerer Provinzen ſchon begonnen, und es ſcheint ge⸗ 
eignet, von derartigen guten Beiſpielen Akt zu neh⸗ 
men, um zur Nacheiferung zu ermuntern. Am raſche⸗ 
ſten iſt man hierbei, wie es ſcheint, in Schleſien 
ans Werk gegangen. Und dieſer Umſtand, ſo wie die 
Grundſätze, weiche man ſich in Bezug auf die „Union 
mit Oeſterreich“ zur Norm gemacht hat, find die beſte 
thatſächliche Widerlegung jener Mährchen von angeb⸗ 
lichen Sympathien Schleſiens für das „alte Kaiſer⸗ 
haus“ oder gar für Baiern und andere Partikulari⸗ 
ſten, welche die ſogenannten „Großdeutſchen“ noch vor 
wenigen Monaten u. a. auch den Schleſiern mit ſo 
dreiſter Beſtimmtheit zuſchrieben, daß ſelbſt Herr von 
Gagern (wie ſeine Hamburger Tiſchrede zeigt) ſich eine 
Zeit lang davon täuſchen ließ. — Der „ſchleſiſche 
konſtitutionelle Centralverein“ zu Breslau hat 


) Die (miniſterielle) C. C, ſagt in Beziehung: 
„Die zweite Kammer iſt in Betreff der Stetichun bes 
Art, 108 der Verfaſſung bei ihrem 9 Beſchluſſe 
verblieben; die erſte Kammer mit erheblich geſteigerter 
Majorität dei dem ihrigen. Sona iſt über die be⸗ 
deutungsvolle Frage, in weichem umfange das Steuer⸗ 
bewilligungsrecht der Kammern zu verfichen fei, eine 
Sein nicht erfolgt und apa bt bei den 

eſtimm erfa 9. 
ungen (Anm. der Reba 
* 7 (Anm. des Korr.) 
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zu dieſem ſpeziellen Zwecke bereits am 14ten d. Mts. milie feierte den geſtrigen Tag in Potsdam durch 


feine zweite nur dem gewidmete Sitzung gehalten, feine 
Anſichten veröffentlicht, und die Gleichgeſinnten auf den 
28. und 29. d. zu einem Kongreſſe nach Breslau 
eingeladen. Der letztere Punkt ſeines Programms 1 
muß in der That Jedem, als das zweckmäßigſte Aus⸗ 
kunftsmittel gegen unnütze Verzögerung und ge: 
gen ſolche reaktionäre oder demokratiſche Gelüſte erſchei⸗ 
nen, die ſich etwa dahin richten möchten, wo möglich 
entweder das Ganze nochmals in Frage zu ſtellen, oder 
die geheimen Verbündeten beider Seiten durch Zeit⸗ 
Verluſt wieder „Zeit gewinnen“ zu laſſen. Nur erſt 
den geſamten Grundbau feſtſtellen! An die Ausſchmük⸗ 
kung des Einzelnen kömmt man ſpäter doch! 

C, B. Berlin, 19. Dez. [Tagesbericht.] Die 
zweite Kammer hat ſich heute, nachdem die Ver⸗ 
faſſungs⸗Reviſion ihrerſeits beendet iſt, bis zum 4. Ja⸗ 
nuar vertagt. Die erſte Kammer wird morgen 
oder übermorgen in gleicher Weiſe ihre Weihnachtsferien 
antreten. — Der Dirigent in der Unterrichts⸗Abthei⸗ 
lung des Kultusminiſterii, geh. Rath Kort Um, be 
ſucht jetzt die Lehrſtunden aller derjenigen Lehrer, 
welche kürzlich wegen ihrer politiſchen Bethätigung 
disziplinariſch verwarnt wurden. Ein Theil 
dieſer Lehrer hat übrigens die erhaltenen Verwarnun⸗ 
gen zurückgewieſen. — Hr. v. Rauch, der aus Pe⸗ 
tersburg zurückgekehrt iſt, bringt von dort nicht un⸗ 
erfreuliche Nachrichten über die Anſichten und Abſich⸗ 

ten des Kaiſers Nikolaus in Bezug auf die preuß. 
deutſche Politik mit. Der Kaiſer verkennt nicht, daß 
Preußen Pflichten übernommen hat, denen es nach⸗ 
kommen muß. Es iſt ſein Wunſch, daß Oeſterreich 
und Preußen auch ferner in gutem Einvernehmen 
bleiben und er wird Alles aufbieten, bei etwaigen 
Differenzen zwiſchen dieſen Mächten zu vermitteln, 
damit ernſte Konflikte, die die Ruhe Europas gefähr⸗ 
den könnten, vermieden werden. 

A. Z. C. Das hieſige Kriminalgericht hat die 
Unterſuchung gegen den Literaten Dr. Eichler auch 
auf die Erörterung der Frage ausgedehnt, ob er die 
Schildwache vor der Bank am 18. März v. 
J. wirklich getödtet hat, da man es für zweifel⸗ 
haft halt, ob ein ſolcher Mord wirklich als politifches 
Verbrechen zu betrachten wäre. Es ſoll ſich jedoch bei 
der Unterſuchung bereits herausgeſtellt haben, daß Eich⸗ 
ler ſich wohl des Mordes gerühmt, ihn aber nicht 
ausgeführt habe, vielmehr ſoll die Schildwache von 
einer ganz anderen Perſon erſchoſſen ſein. Was uns 
angeht, ſo halten wir die letztere Angabe für die allein 
richtige. Es iſt uns nicht unbekannt, daß Eichler ſich 
immer gerühmt hatte, den gedachten Mord vollbracht 


zu haben. Indeß der zufällige Umſtand, daß die Schild⸗ 
wache, welche gleich bei Beginn des Kampfes am 
Nachmittage des 18. durch einen Schuß verwundet 
ward, in dem Hauſe des Chefs unſerer Korreſpondenz, 
wo hinein ſie von Trägern vor Verfolgern geflüchtet 
ward, ihr Leben aushauchte, gab uns Anlaß der Sache 
näher nachzuforſchen. Das ziemlich glaubwürdige Re⸗ 
ſultat war, daß ein kleiner Junge mit einer Piſtole 
den Mord verübt haben ſollte, während Eichler ſich 
im Augenblick gar nicht in der Nähe befand. Die Be⸗ 
hauptung des Letzteren erſcheint daher als eine bloße 
Renommiſterei. — Es haben ſich in Berlin in der 
That jetzt zwei Treubunde gebildet, von welchen 
der eine (der Ältere) den Namen „Treubund für König’ 
und Vaterland“ beibehalten, und der neue den Namen 
„der Bund der Treuen mit Gott für König und Va⸗ 
terland“ angenommen hat. An der Spitze des Letzte⸗ 
ren ſteht vornehmlich Graf Luckner. Jeder Bund ſucht 
nun für ſich zu werben. Der erſtere hat an ſämmt⸗ 
liche Mitglieder ein Circular erlaſſen, in welchem es 
unter anderm heißt, der Graf Luckner habe in dem 
Bunde das demokratiſche Wahlprinzip von unten nach 
oben einführen wollen, und zwar aus perſönlichem Ehr⸗ 
geize. Er habe ſich dem Bunde ganz im demokrati⸗ 
ſchen Geiſte feindlich gegenüber geſtellt, ſich eine Frak⸗ 
tion gebildet, um mit dieſer feine perſönlichen Zwecke zu 
verfolgen, d. h. in Berlin einen eigenen Treubund zu 
organiſiren, ganz nach feiner eigenen Anſicht, mit Um: 
gehung der Statuten und Verleugnung ſeines Gelöb⸗ 
niſſes. Einem ſolchen Treiben dürfe man nicht gleich⸗ 
gültig zuſehen. Es ſei Pflicht des Bundes⸗Rathes, 
darauf zu achten, daß die Untreuen, die Verblendeten 
und Irregeführten auf den rechten Weg zurückkehrten. 
Am Schluſſe werden die Bundes⸗Brüder zu einer Ver⸗ 
ſammlung eingeladen, um ſofort eine neue Organiſation 
der Bezirke vornehmen zu können. — Zu der geſtern 
Abend zur Feier des Namenstages des Kaiſers 
Nikolaus vom ruſſiſchen Geſandten Freiherrn von 
Meyendorff in den prachtvollen Staatszimmern des 
ruſſiſchen Geſandſchafts⸗Hotels veranſtalteten großen 
Fete waren gegen 1600 Perſonen, unter andern das 
geſammte Offizierkorps, geladen. Die königliche Fa⸗ 


7) Daß alles Dasjenige, was in dem Verfaſſungsentwurfe 
der frankfurter National⸗Verſammlung vom 28. März 

d. J. und in dem Entwurfe der drei vereinigten Kö⸗ 
nigreiche vom 28. Mai Übereinftimmt, wo möglich ohne 
weitere Dis kuſſion 92999 9 angenommen werden möge, 

ſo daß alſo nur das Abweichende angemeſſen berathen, 


und ſo das Ganze baldigſt zum Abſchluſſe gebracht 
werde. 


| 


1 


ein großes Diner bei dem Könige. (ſ. Potsdam.) 
[Anträge:] 1) Ein Antrag auf Ermäßigung 
der Bergwerksabgaben bis a 5 pet. des Reiner⸗ 
trags iſt bei der zweiten Kammer eingebracht worden. 
Derſelbe iſt durch Abgeordnete aus den Rheinlanden, 
Weſtfalen, Siegen, Sachſen und Schleſien gehörig 
unterſtützt. — Der Nothſtand der Gruben und die erdrük⸗ 


kende Konkurrenz des Auslandes, machen eine raſche Revi⸗ 
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ſion der Berggeſetze zur unabweisbaren Nothwendigkeit. 
2) Die zweite hohe Kammer wolle beſchließen: 
bei der bevorſtehenden Berathung der Geſetzes⸗Vorla⸗ 
gen, betreffend die Regelung der Grundſteuer⸗Verhält⸗ 
niſſe folgende Grundſätze feſtzuhalten: 
1) daſt ſämmtliche Grundſtücke im Staate 
der Grundftener unterworfen werden; 
2) daß die . einer neuen Grund⸗ 
ſteuer nur gegen billige Entſchädigung 
erfolge. 
Motive. 

Die allgemeine Regelung der Grundſteuer⸗Verhältniſſe iſt 
von Seiten der Staatsregierung wiederholt in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt worden; bei einer ſolchen iſt das Feſthalten obiger bei⸗ 
den Grundſätze durch die Gerechtigkeit geboten. — Berlin, 
den 18. Dez. 1849. (Folgen die Unterſchriften.) 

3) Der Abg. Hartmann und 121 Genoſſen faſt aller 
Fraktionen der zweiten Kammer haben den Antrag ge⸗ 
ſtellt, „die hohe Kammer wolle beſchließen: 

eine angefügte Petition aus dem Kreiſe D. Krone, 
d. d. Trebbin, am 27, Novbr, 1849, einer aus den 
Abıheilungen zu wählenden Commiſſion von 14 Mit⸗ 
gliedern mit dem Auftrage zu überweiſen: 
ein Geſetz über die Errichtung eines Kre⸗ 
Hr titutes für kleinere ländl. Grund: 
ſtücke im Bezirke der Wanted 
General⸗Landſchaft auszuarbeiten und 
der Kammer zur Beſchlußnahme vor⸗ 


zulegen.“ 
Als Motive führen ſie an: Die Einrichtung für Kredit⸗ 


Inſtitute für kleinere ländliche Grundſtücke iſt bereits im 
Jahr 1848 bei der Nationalverſammlung, und im Frühjahr 
d. J. bei der zweiten Kammer angeregt. Die Sache iſt 
aber theils, weil dringendere Arbeiten vorlagen, theils weil 
die Verſammlungen aufgelöſt wurden, unerledigt geblieben. 
Das Bedürfniß zur Errichtung ſolcher Inſtitute iſt noch 
eben ſo dringend wie früher, für den Bezirk der weſtpreu⸗ 
ßiſchen General⸗Landſchaft aber ganz und gar nicht zu läug⸗ 
nen. Der Zinsfuß in Weſtpreußen kann ſelbſt bei hypothe⸗ 
kariſch eingetragenen Kapitalien auf 6 pCt. ſtipulirt wer⸗ 
den, aber auch zu dieſem Zinsfuße find Kapftalien nur durch 
ee die ſich wucheriſche Vortheile ausbedingen, zu 
erhalten. f 


C. C. Berlin, 18. Dezember. [Die Denkſchrift 
des Staatsminifteriums über die Reguli⸗ 
rung der Verhältniſſe des Großherzog⸗ 
thums Poſen.] Die Denkſchrift des Staatsmini⸗ 
ſteriums über die Regulirung der Verhältniſſe des 
Großherzogthums Poſen, welche wir in Nr. 294 als 
zu erwarten bezeichneten, iſt geſtern der Kammer über⸗ 
reicht worden. Sie enthält eine ausführliche Motſvi⸗ 
rung des Antrages: 

„Die Kammer möge ihre Zuſtimmung zur 
Einverleibung des noch nicht zu Deutſchland ge⸗ 
hörenden Theils der Provinz Poſen in den deut⸗ 
ſchen Bund ertheilen“, 

deren weſentlichen Inhalt wir im Folgenden mit⸗ 
theilen. 9 

Die Denkſchrift beginnt damit, jene durch den Be⸗ 
ſchluß der deutſchen Nationalverſammlung vom 6. 
Februar d. J. herbeigeführte Inkorporation des größ⸗ 
ten Theiles der Provinz Poſen, nämlich 4237, Qua⸗ 
dratmeilen mit 1,041,782 Einwohnern, und die von 
dem Reichskommiſſarius, General v. Scheffer⸗ 
Bernſtein, mit der preuß. Regierung vereinbarte 
Demarkationslinie als einen Verſuch zu bezeichnen, der 
polniſchen Nationalität gerecht zu werden, ohne die 
Intereſſen der deutſchen Bevölkerung des Großherzog⸗ 
thums zu gefährden. Dieſer Verſuch, welcher in den 
ſich überſtürzenden Ereigniſſen des Jahres 1848 ſei⸗ 
nen Grund habe und eine Beruhigung herbeiführen 
ſollte, indem er die ungeſtüm ſich geltend machenden 
Forderungen bis an die äußerſte Grenze des Mögli⸗ 
chen gewährte, habe leider nicht zu dem Ziele geführt, 
welches man damit erreichen wollte. Namentlich ſei 
damit denen nicht Genüge geſchehen, welche mit der 
nächſten Vergangenheit gänzlich brechen und die Staa⸗ 
ten ohne Rückſicht auf ihre thatſächliche und rechtliche 
Entſtehung lediglich nach gewiſſen Vorſtellungen von 
Rechten der Abſtammung und Nationalität neu kon⸗ 
flituiren wollten. Dieſe Partei habe die Verheißun⸗ 
gen der Regierung nur als einen erſten Schritt zu 
Konzeſſtonen betrachtet, welche im Intereſſe des ganzen 
Staates, ſo wie der deutſchen Einwohner der Pro⸗ 
vinz nicht hätten gemacht werden können. Die Kabi⸗ 
nets⸗Ordre vom 24. März 1848, welche die Reorga⸗ 
niſation der Provinz zuerſt in Ausſicht geſtellt und die 
Bildung einer gemiſchten Kommiſſion bewilligte, habe 
die ausdrückliche Bedingung enthalten, daß die Ord⸗ 
nung und die Autorität der Landes⸗Behörden inzwi⸗ 
ſchen aufrecht erhalten werden ſolle. Dieſe Bedingung 
ſei nicht erfüllt worden, Unruhen feien ausgebrochen 
und die polniſche Bevölkerung, welche eine Umgeſtal⸗ 
tung der ganzen Provinz im national⸗polniſchen Sinne 
verlangte, habe die königlichen Behörden außer Wirk⸗ 
ſamkeit und ihre eigenen Organe an deren Stelle zu 
fegen verſucht. Zur Beruhigung der Deutſchen, welche 
dagegen von der Meorganifation überhaupt nichts 


wiſſen wollten, und wenigſtens für die überwiegend 


deutſch bevölkerten Landestheile Aufnahme in den deut⸗ 


ſchen Bund verlangten, ſei ſodann die Kabinets⸗Ordre 7 


vom 14. April v. J. erſchienen, nach welcher die 


Reorganifation auf dieſe Landestheile nicht ausge⸗ 
dehnt, vielmehr deren Anſchluß an den deutſchen Bund 
vermittelt werden ſollte. Die Kablinets⸗Ordre vom 26. 
April endlich, welche die Grundlagen der nationalen 
Reorganiſation in dem polniſchen Theile feſtſtellt, 
knüpft alle ihre Bewilligungen ebenfalls ausdrücklich 
an die Bedingung, daß der Landfriede wieder herge⸗ 
ſtellt werden folle. Dennoch ſei die Rebellion nach 
Erlaß dieſer Ordre zu hellen Flammen aufgeſchlagen 
und erſt nach blutigem Kampfe gedämpft worden. — 
Ueberdies habe ein Verſuch, die Theilung nach Na⸗ 


tionalitäten vorzunehmen, ſich als unausführbar er⸗ 


wieſen, da beide Volksſtämme zu untermiſcht wohn⸗ 
ten, und bei der einzigen allenfalls möglichen Schei⸗ 
delinie zwiſchen dem weſtlichen (vorherrſchend deutſchen) 
und dem öſtlichen (vorherrſchend polniſchen) Theile die 
Stadt und Feſtung Poſen in den polniſchen Theil 
gefallen wäre, was als eine Gefährdung der Oſtgrenze 
des deutſchen Reichs betrachtet worden, und daher zu 
verhindern geweſen ſei. Hieraus ſei eine weniger durch 
Nationalitäts⸗, als durch ſtrategiſche Rückſichten ber 
dingte Demarkationslinie entſtanden, welche ein dem 
urſprünglichen Zwecke durchaus nicht entſprechendes 
Refultat geliefert. Den Polen nämlich, welche zu 
den Deutſchen in der Provinz in einem Zahlenver⸗ 
hältniß von etwa 7½ zu 5 
ein Landſtrich von 117½ Quadratmeilen mit 
308,683 Einwohnern zugewieſen worden, während auf 
den deutſchen Antheil 42370 Quadratmeilen mit 
1,041,782 Einwohnern gekommen wären. Auf Bei⸗ 
behaltung dieſer Demarkationslinie zu dringen, hätten 
die Polen weder ein Recht, da ſie die an die königli⸗ 
chen Verheißungen geknüpften Bedingungen nicht er⸗ 
füllt hätten, und die Krone daher durch Emanation 
der Verfaſſung vom 5. Dezember jene Verheißungen 
in der Hauptſache faktiſch zurückgenommen habe; noch 
auch ſei es iht Wunſch, da fie ſehr wohl fühlten, daß 
eine ſolche Iſolirung ihre materiellen Intereſſen nur 
gefährden könne. Ja, viele Polen bezeichneten die 
Maßregel als eine neue Theilung Polens und verlang⸗ 
ten ihre Zurücknahme; freilich aber forderten ſie nicht 
die Aufnahme des Reſtes der Provinz in den deut⸗ 
ſchen Bund, ſondern vielmehr die Zurückziehung der 
bereits in dieſen aufgenommenen Theile, ſo wie eine 
ſtaatliche Sonderſtellung für das geſammte Großher⸗ 
zogthum. Die Wiener Verträge von 1815 und die 
den Polen damals gemachten Verheißungen ſollen die⸗ 
ſen Anſpruch begründen. Derſelbe ſei aber weder von 
der deutſchen Nationalverſammlung, als ſie den be⸗ 
treffenden Bundestagsbeſchlüſſen die Sanktion ertheilte, 
noch auch von der preußiſchen Volksvertretung bei 
Berathung des Art. 1 der Verfaſſung vom 5. De⸗ 
zember als begründet anerkannt worden. Und in der 
That fprächen die betreffenden Stellen der Wiener 
Verträge auch nicht einmal andeutungsweise von einer 
Perſonal-Union zwiſchen dem Großherzogthum 
Poſen und der preußiſchen Krone, vielmehr nur von 
der unbedingten Einverleibung dieſer Provinz in die 
preußiſche Monarchie. Die Richtigkeit dieſer Behaup⸗ 
tung wird in der Denkſchrift ſowohl aus dem Ver⸗ 
trage zwiſchen Preußen und Rußland vom 3. Mai 
1815 in Betreff des Großherzogthums Warſchau 
(Geſetzſamml. S. 128) Art. 1 und 3, als auch aus 
den Artikeln 1, 2 und 23 der Wiener Kongreß⸗Akte 
vom 9. Juni 1815 ſelbſt nachgewieſen, von welcher 
letzteren jener Vertrag (nach Art. 118) ein integriren⸗ 
der Theil ſei. Die Einverleibung Poſens in die preu⸗ 
ßiſche Monarchie ſei ſodann nochmals ausgeſprochen 
in dem Beſitzergreifungs⸗Patent vom 15. Mai 1815 
und in dem Zurufe an die Einwohner des Großher⸗ 
zogthums von demſelben Tage (ſ. Geſetzſamml. S. 
45 und 47), und die Zuſicherungen, welche darin 
außerdem den Polen gemacht wurden, thäten der That⸗ 


ſache der Einverleibung durchaus keinen Eintrag. — 


Für eben ſo unhaltbar erklärt die Denkſchrift ferner 
die Deduktionen, durch welche die Polen aus gewiſſen 
Nebenpunkten nachweiſen wollten, daß den Wiener 
Verträgen die, wenn auch nicht geradezu ausgeſpro⸗ 
chene, doch verſchleierte Abſicht zu Grunde gelegen 
habe, den polniſchen Provinzen der contrahirenden 
Mächte eine gewiſſe Selbſtſtändigkeit, einen Zuſammen⸗ 
hang unter ſich, trotz ihrer Unterwerfung unter drei 
verſchiedene Monarchen, zu gewähren. Der Titel 
„Großherzogthum Poſen“ könne eben ſo wenig einen 
Anſpruch auf territoriale Selbſtſtändigkeit begründen, 
als die Beſtimmungen, welche in den Art. 22.— 20 
des Vertrages vom 3. Mai 1815 über gleichförmige 
Schifffahrts⸗Abgaben, ermäßigte Zölle ue. des ehemali⸗ 
gen Herzogthums Warſchau enthalten ſind, die angeb⸗ 
liche Zuſammengehörigkeit der getrennten Theile des 
alten Polens zu erweiſen vermögen. Die Abſicht Preus 
sens, das Groß herzogthum der preußiſchen Monarchie 
vollſtändig einzuverleiben, ſei vom Anfang an unzwei⸗ 
deutig ausgeſprochen, ſo namentlich in der Antwort 


des Fürſten Hardenberg vom 30. Januar 1815 auf 
N 1 — in der Beilage.) 


Mit zwei Beilagen. 


ſtehen, ſei dadurch nur 
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Erſte Beilage zu ½ 298 der Breslauer Zeitung. 


Freitag den 21. Dezember 1849. 


(Fortſetzung.) | 
die Circular⸗Note des Lord Caſtlereagh vom 12. Jan. 
1815, welche jede etwa zweideutige Stelle der Ver⸗ 
träge klar erklärten. Wenn ſonach den Polen kein 
Anſpruch auf Beibehaltung der Demarkationslinie und 
noch weniger auf eine Sonderſtellung der ganzen Pro⸗ 
vinz Poſen zuſtehe, ſo ſcheine zur Beſeftigung der ex⸗ 
ceptionellen und unhaltbaren Stellung, in welche die 
Bewohner des demarkitten Landestheiles zur übrigen 
Monarchie gekommen feien, kein andrer Ausweg übrig 
zu bleiben, als die nachträgliche Aufnahme dieſes Be⸗ 
türks in den deutſchen Bund. Dies ſei auch die zweck⸗ 
mäßigſte Löſung des Widerſpruches, welcher zwiſchen 
Art. 1 der preuß. Verfaffung und § 2 des Entwurfs 
der deutſchen Verfaſſung ftattfindet und werde allen 
jenen Täuſchungen, welche bisher ſo oft Veranlaſſung 
zu revolutionaisen Erhebungen waren, ein Ende ma⸗ 
chen. Die beſonnenen Polen würden ſich um ſo we⸗ 
niger dagegen auflehnen, da die polniſche Nationalität 
dadurch nicht beeinträchtigt werde, vielmehr in $ 186 
der Verfaſſung vom 26. Mai einen verſtärkten Rechts⸗ 
ſchutz finde, da ferner der Bevölkerung des demarkirten 
Landestheiles die Inkorporation nur vortheilhaft fein 
könne, und endlich auch die etwaigen Bedenken der 
deutſchen Einwohner der Provinz durch biefe Maßre⸗ 
gel am ſicherſten beſeitigt würden. 

Da hiernach die Einverleibung als nothwendig er⸗ 
ſcheine, nach Art. 46 der Verfaſſung vom 5. Dezbr. 
Haber dazu die Einwilligung der Kammern erforderlich 
ſei, ſo ſtelle das Staatsminiſterium den oben aufge⸗ 
führten Antrag, müffe ſich aber vorbehalten, den geeig⸗ 
neten Moment für die Ausführung der Inkorpora⸗ 
tion, der zum Theil von der Giſtaltung der deutſchen 
Verhältniſſe abhänge, nach erfolgter Zuſtimmung der 
Kammern ſelbſt zu beſtimmen. 

Potsdam, 19. Dezbr. Geſtern am Namenstage 
St. Maj. des Kaiſers von Rußland fand bei 
des Königs Majeſtät im Schloſſe hierſelbſt, Diner en 
gala ſtatt, welchem außer den anweſenden Mitgliedern 
der königl. Familie und den . der hier an⸗ 
weſende Prinz Wilhelm von Baden Hoheit, ſo wie 
der kaiſerlich tuſſiſche Geſandte am hieſigen Hofe, 
Freiherr von Mependorff nebſt Gemahlin, die übrigen 
Herren dieſer Geſandtſchaft und der Kommandeur und 
die Stabsoffiziere des öten Küraſſierregiments, deſſen 
Chef Se. Maj. der Kalſer iſt, und viele andere hoch⸗ 
geftellte Perſonen beiwohnten. — Se. Majeſtät der 
König brachten bei dem Diner den Toaſt auf das 
Wohl Sr. kaiſerlich ruſſiſchen Majeſtät aus. — Zu 
Ehren des Tages hatten des Königs Majeftät und 
die königlichen Prinzen, königl. Hoheiten, die ruſſiſchen 
Uniformen und Orden angelegt. (Staats⸗Anz.) 

Tilſit, 16. Dezbr. Wir erhalten von der Gränze 
die verbürgte Nachricht, daß Krotinus zu Anfang die⸗ 
ſer Woche in einem Waldhauſe mit 7 von ſeinen Ge⸗ 
noſſen gefangen und nach Georgenburg transportirt iſt. 
Der ruſſiſche Graͤnzj⸗Kommiſſarius hat dem Rittmeiſter 
Plehwe in Wiſchwill dies Ereigniß anzeigen laſſen, und 
der letztere, um der Gewißheit willen einen Gensd'ar⸗ 
men⸗Wachtmeiſter nach Georgenburg geſchickt, der den 
Krotinus rekognoszirt hat. (E. a. M.) 

Aachen, 17. Dezbr. [Parade. — Diner.] Heut 
Morgen fand eine große Parade der hier in Garni: 
ſon ſtehenden Truppen vor S. k. Hoheit dem Prinzen 
von Preußen ſtatt, welche vom Wetter ſehr begünſtigt 
wurde. Der Prinz nahm nach vollendeter Inſpektion 
der Truppen, die Kaſerne in Augenſchein und verfügte 
ſich ſpäter auf das Rathhaus, wo er zunächſt die 
Plane des neuen im Bau begriffenen Bürgerhoſpitals 
und ſodann den großen Kaiſerſaal mit den ſchon vol: 
lendeten Freskobildern deſſelben beſichtigte. Se. k. Ho⸗ 
heit fuhr von hier nach dem Münſter, dem er nebſt 
feinen vielen hiſtoriſchen Denkwürdigkeiten, fo wie den 
in demſelben aufbewahrten Heiligthümern eine längere 
Zeit widmete. Gegen vier Uhr fand ein großes Di⸗ 
ner im Präſidialgebäude ſtatt, zu welchem die ſtädti⸗ 
ſchen und königlichen Ba mit einer Einladung 
beehrt worden waren. or demſelben hatte Se. k. 
Hoheit noch die Tuchfabrik des Herrn Biſchoff beſucht, 
deren ſchöne Einrichtung er mit großem Intereſſe in 
alten ihren Theilen beſichtigte. Zum Beſuche anderer 
Fabriken, welcher ebenfalls beabſichtigt war, fehlte es 
leider an Zeit, — Heute traf im Hotel zum Großen 
Monarchen Se. Exzellen: der Bevollmächtigte Mini⸗ 
fer Preußens am belgiſchen Hofe Graf von Secken⸗ 
dorff von Bröffel ein, um Sr. k. Hoheit dem Prin⸗ 
zen von Preußen feine Aufwartung zu machen. 


b NEN aan iſt 

Elberfeld, 15. Dezbr. 0 

eine e von beter Bürgerſchaft nach Berlin 

geſchſckt worden, um bei Sr. Majeſtät unſerm Könige 
eine Aufhebung der Unfähigkeitserklärung zur Neuwahl | 

zn beantragen, zu Gunften der 20 Gemeinderathemit- 

glieder, welche in Folge des Beſchluſſes vom 10. Mai 


als Sühne des Geſetzes von dieſem Ehrenamte aus⸗ 
geſchloſſen wurden. (Elberf. 3.) 
Koblenz, 17. Dez. [Militäriſches.] Man ver⸗ 
ſichert heute als beſtimmt, das der Befehl hier einge⸗ 
troffen ſei, die Armeereſerve der 5 letzten Jahre 
einer nochmaligen Muſterung zu unterwerfen, 
um mächjtens eine große Aushebung aus ihr 
zu veranſtalten. Gleichzeitig berichtet man aus Ber⸗ 
lin, daß der Befehl zu einer neuen Militäraushebung 
ergangen ſei, welche die Altersklaſſen von 22 bis 24 
Jahren umfaſſe. (R. u. M. ⸗Z.) 
Deut ſchland. 
Frankfurt g. M., 17. Dezbr. [Das Interim.) 
Seit geſtern Abend ſind die ſämmtlichen Mitglieder 
der Bundes⸗Kommiſſion hier anweſend. Im Gefolge 
der öſterreichiſchen Kominiſſarien, Geheimerath Baron 
v. Kübeck⸗Kübau und Feldmarſchall⸗Lieutenant Ba⸗ 
ron v. Schönhals, trafen mit ein: der Legatſons⸗ 
Rath v. Brenner, Miniſterialrath v. Nell, Mini: 
ſterial⸗Adjunkt v. Roſchmann⸗Horburg, Haupt: 
mann und Adjutant v. Placzeth und Geſandtſchafts⸗ 
Attaché Baron Julius v. Kübeck, ſowie zwölf an⸗ 
dere Beamte aus den verſchiedenen öſterreichiſchen Mi⸗ 
niſterien. Die Kommiſſarien preußiſcherſeits, General⸗ 
Lieutenant v. Radowitz und Oberpräſident Bötti⸗ 
cher waren begleitet von dem wirklichen geh. Ober⸗Re⸗ 
gierungsrath Mathis, Legationsſekretär Baron v. 
Roſenberg, Geſandtſchafts-Attaché Grafen v. d. 
Goltz und dem Premierlieutenant und Adjutanten 
Bergmann. — Im Laufe des heutigen Tages fan⸗ 
den die üblichen Beſuche und Gegenbeſuche ſtatt. Wie 
wir hören, haben die öſterreichiſchen Kommiſſarien ihren 
preußiſchen Kollegen die Feſtſetzung aller bei der Ueber⸗ 
gabe zu beobachtenden Formen mit dem Erzherzoge ans 
heimgegeben. Gelingt es, die bisherigen Anſtände zu 
beſeitigen, ſo wird der fragliche Akt am nächſten Don⸗ 


nerſtag vor ſich gehen. — Die Abreiſe des Erzherzogs 


Johann iſt vorläufig auf den 27. d. anberaumt, wo⸗ 
fern es das Befinden der Familie Sr. kaiſerl. Hoheit 
geſtatten ſollte, die etwas beſchwerliche Reiſe nach Grätz 
alsdann anzutreten. Die an das deutſche Volk ge⸗ 
richtete Anſprache des Erzherzogs hat zwar bereits die 
Preſſe verlaſſen, ſoll aber erſt nach dem Uebergabakte 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden. 


ing, 18. Dezember. D m) 
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Stuttgart, 17. Dez. Das Miniſterium ſoll ab: 
gedankt haben. (Berl. N. 3.) 
Karlsruhe, 15. Dezember. [Herr Oberſt von 
Brandenſtein], der übermorgen von hier ſcheidet, 
hat ſein verdienſtvolles Wirken am hieſigen Orte mit 
einem Akt der Humanität beſchloſſen, welcher ihm hier 
die allgemeinſte Hochachtung erwarb. Bekanntlich war 
der zur Zeit der Revolution von der proviſoriſchen Re⸗ 
gierung zum Stadtkommandanten der hieſigen Reſidenz 
ernannte Kriegsminiſterialbeamte Reiniger nach dem 
Einrücken der preußiſchen Truppen in Karlsruhe ver⸗ 
haftet, und wegen Theilnahme an den hochverrätheri⸗ 
ſchen Umtrieben zur Unterſuchung gezogen worden. 
Als nun vorgeſtern Herr v. Brandenſtein eine Ab⸗ 
ſchiedsaudienz bei dem Großherzog hatte, und ihn Se. 
k. Hoheit fragte, ob er ihm nicht als Zeichen ſeiner 
Anerkennung und Dankbarkeit irgend einen Wunſch er⸗ 
füllen könne, erbat ſich Herr v. Brandenſtein von der 
Gnade des Fürſten Reiniger's Freilaſſung. Der Groß⸗ 
herzog erfüllte dieſen edlen Wunſch ſofort und geſtern 
früh ſchon war R. auf freiem Fuße. Dieſe That iſt 
mehr als Etwas geeignet, die Verdächtigungen, mit 
welchen die Handlungen preußiſcher Offiziere von ans 
derer Seite her ſo gern verfolgt werden, aufs Schla⸗ 
gendſte zu entkräften. (Ref.) 
München, 16. Dezember. [Die Juden⸗Eman⸗ 
zipations⸗Frage), in der bekannten Weiſe von der 
Abgeordnetenkammer entſchieden, ſcheint alle Dämonen 
des Haſſes entfeſſelt zu haben. Die ultramontane 
Partei beginnt eine Agitation gegen den Kammerbe⸗ 
ſchluß, deren ſich die wildeſte Demokratie im verfloſ⸗ 
ſenen Jahre nicht zu ſchämen gebraucht hätte. „Die 
Schmach der Abgeordneten⸗Kammer“ überſchreibt der 
Volksbote ſeinen Bericht über die vorgeſtrige Sitzung. 
Heut rufen die Blätter jener Partei zum „Handeln“ 
auf, „augenblicklich“ zu handeln, ehe es zu ſpät werde. 
Mit Petitionen und Adreſſen in Menge müffe man 
die Reichstothkammer beſtürmen, damit fie den Be⸗ 
ſchluß der zweiten, Kammer verwerfe. Es iſt auch 
wahrſcheinlich, daß die Reichsräthe dieſer „Stimme 
des Volkes“ Gehör geben. Ob die Behauptung man⸗ 
cher Blätter wahr iſt, daß das Minifterium das 
Emanzipations⸗Geſetz nur eingebracht habe, um, feiner 
Verwerfung ſicher, ſich einmal liberal zu zeigen, weiß 
ich nicht. ef.) 
Aus dem Rheingau, 14. Dezbr. [Isſtein] hat 
fein Beſitthum Hallgarten nebſt allen feinen Weinvor⸗ 


räthen unter der Hand und plötzlich verkauft und hat 
wie es heißt, um einem auf auswärtige Requiſition 
erlaſſenen Haftbefehl auszuweichen, Naſſau verlaſſen. 
Ob er es geheuer finden wird, dem demnächſt zu eröff⸗ 
nenden badiſchen Landtage, deſſen Mitglied er noch im⸗ 
mer iſt, beizuwohnen, darf bezweifelt werden. 
(Deutſche 3.) 
Wiesbaden, 16. Nov. [Für die Wahl nach 
Erfurt.] Heute verſammelten ſich hier die Conſti⸗ 
‚tutionellen, um die Thätigkeit für die Wahlen zu 
beſprechen. Es wurde 1) zum Beſchluß erhoben: daß 
ſich ein dieſe Thätigkeit einigendes und concentrirendes 
Comité aus Wiesbadenern bilden ſolle, das die Wah⸗ 
len der Wahlmänner, wie der Reichsdeputirten zu lei⸗ 
ten habe; 2) die Wahl des Comité's ſelbſt auf Vor⸗ 
ſchlag hin ſofort vorgenommen, wonach es aus 
| 9 Männern befteht. Die auch aus den übrigen Theilen des 
Landes eingetroffenen Freunde der Sache ließen ſich 
theilweiſe als ſolche einzeichnen; ſie gedenken außer der 
beſonderen vom Comité ausgehenden Aufforderung den 
einſtimmig beſtätigten Zweck zu fördern. Auf Vor⸗ 
ſchlag des Präſidenten des deutſchen Vereins (Röhr) 
wurde der frühere Miniſter⸗Präſident, jetziger General⸗ 
Staats: Prokurator Hergenhahn zum Präſidenten 
der Verſammlung gewählt, der dieſelbe mit einer ge⸗ 
diegenen Ueberficht auf die Ereigniſſe der letzten Jahre, 
zumal ſeit der März⸗Revolution, einleitete. 
(Frankf. J.) 
Altenburg, 17. Dezember. [Verſammlung der 
Konſtitutionellen.] Am geſtrigen Tage fand eine 
große Zuſammenkunft konſtitutlonellgeſinn⸗ 
ter Männer aus allen Theilen unſers Landes in 
Ronneburg ſtatt. Nächſter Zweck der Zuſammenkunft 
war eine Beſprechung über die hinſichtlich der Wahl 
eines Abgeordneten ins Volkshaus zu ergrei⸗ 
fenden Maßregeln. Die Zahl der Anweſenden mochte 
über zweihundert betragen, und darunter waren Bauern, 
die ſich eine beſchwerliche Reiſe von 6 Meilen und 
mehr nicht hatten verdrießen laſſen. Nach Ueberwin⸗ 
dung einiger Hinderniſſe brachte es diejenige Fraktion 
der Verſammlung, die aaf ſofortiger Aufſtellung eines 
Kandidaten, und zwar auf der des ehemaligen Mini⸗ 
ſters v. d. Planitz als ſolchen beſtand, endlich dahin, 
daß ſich ſämmtliche Anweſende in der Abſtimmung ges 
gen höchſtens zehn Simmen unbedingt für Herrn 
v. d. Planitz aus ſprachen. Gef.) 
+ Dresden, 19. Dezbr. [Der Minifter des 
Auswärtigen über das Grenzarmeekorps.] 
Mit großer Spannung vernahm heute die zweite 
Kammer die Beantwortung der Wiel and'ſchen 
Interpellation durch den Staatsminiſter von 
Beuſt. Dieſelbe lautete dahin, daß die Regie⸗ 
rung eine offizielle Mittheilung über die 
Beſtimmung dieſes Armeekorps, welches übri⸗ 
gens in Kantonnirungen liege und kein Lager bezogen 
habe, wie der Interpellant annahm, nicht erhalten 
habe und daher auch nicht viel mehr davon wife, 
als was in den Zeitungen ſtehe. Nur das könne die 
Regierung verſichern, daß dieſe Truppen eine feind⸗ 
ſelige Abſicht nicht hätten. Es ſtehe der öſter⸗ 
reichiſchen Regierung vollkommen frei, Dislokationen un⸗ 
ter ihren Truppen vorzunehmen, wann und ſo oft ihr 
ſolche gut dünken, und ſo möge ſie es wohl auch für 
angemeſſen gehalten haben, in das von Truppen be⸗ 
deutend entblößte Böhmen nicht nur längs der ſächſi⸗ 
ſchen, ſondern auch längs der bairiſchen Grenze Trup⸗ 
pen zu legen. Sollte dadurch in Sachſen eine Einge⸗ 
nommenheit der Gemüther entſtanden ſein (in der That 
iſt im Erzgebirge die Unruhe ſehr groß und der Glaube 
an den bevorſtehenden Einmarſch allgemein), ſo werde 
dieſelbe verſchwinden, ſobald man ſich von der Grund» 
lofigkeit der Gerüchte, „nach denen morgen die 
Oeſterreicher in Dresden und übermorgen die Preußen 
in Leipzig einmarſchiren ſollen,“ werde überzeugt haben; 
die Regierung trage keine Schuld an der Verbreitung 
dieſer Gerüchte. — Der Interpellant erklärt ſich 
für befriedigt, obwohl er, wie wir vorausgeſagt haben, 
den Grund der Aufſtellung des böhmiſchen Armeekorps 
nicht erfahren hat und obgleich eine Auslaſſung der 
Regierung darüber, ob ſie nicht vorkommenden Falles 
wiederum eine freundnachbarliche Hülfe in Anſpruch zu 
nehmen 25775 Zr ni 5 * 
Leipzig, 17. Dezbr. mtliche Beri ung. 
Aus ſicherer Quelle kann man die in en 
gen eingefloffene Nachricht über die U g des 
Generals v. Gerlach mit einem ſaͤchſiſ 9 rinzen da⸗ 
hin berichtigen, daß dieſe Unterredung zwar ſtattgefun⸗ 
den hat, die deutſche Frage aber und alles, was 
damit zuſammenhängt, gar nicht Gegenſtand des Ges 
ſpräches geweſen iſt. (Eeipz. 3.) 
Hanno ver „ 18, Dezember. [Kammer ⸗Ver⸗ 
handlungen.] In zweiter Kammer wurde ein 
Regierungsfchreiben, das Bundesſchledsgericht be⸗ 
treffend, verleſen, worin darauf angetragen wird, daß 
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die Stände ihrerſeits die dem Bundesſchiedsgerichte ſidenz bewog, war die Konkurrenz, welche das benach⸗ 
von den contrahirenden Regierungen angewieſene Com⸗ barte Gräfenberg ſeinem genial eingerichteten Dunſtbad 


petenz anerkennen und der Regierung die Autoriſation 


ertheilen wollen, durch weitere Verhandlung mit den 


Übrigen Regierungen auf die Fartentwicklung des Ge: 
richts und insbeſondere auf Einführung der nothwen⸗ 
digen Executivgewalt Bedacht zu nehmen. Es wird 


auch der Entwurf zu einem Staats dienergeſetze ange: | 


kündigt. — In heutiger Sitzung der Erſten Kam: 
mer wurde der Eingang eines Miniſterialſchreibens 
angezeigt, in welchem die Regierung ſich geneigt er⸗ 
klaͤrt, die Stände zu vertagen, ohne jedoch dadurch 
die Arbeiten der Kommiſſionen zu unterbrechen, 
und Stände erſucht, über dieſen Punkt ihre 
Anſicht auszuſprechen. (Hann. Z.) 
Bremen, 18. Dez. Der Reichsverweſer Erzherzog 
Johann hat den Hrn. Commodore Brommy, in Ans 
erkennung ſeiner Dienſte um die Begründung der deut⸗ 
ſchen Kriegsmarine, zum Contre-Admiral ernannt. 


Flensburg, 17. Dez. Wer etwas vom Belage⸗ 


rungszuſtand ſchmecken will, der komme nach Flens⸗ 


leidigt und demnächſt eingeſteckt. 


burg. Die Polizeidiener mehren ſich hier von Tage 
zu Tage, und bei alledem auch die Reibungen und 
Krawalle. Das oft erwähnte Schäferhaus muß unſe⸗ 
rer Polizei ſehr verdächtig ſcheinen; geſtern machten 
eine halbe Kompagnie ſchwediſcher Infanterie, 12 Hu⸗ 
ſaren und ein Theil der hieſigen Polizei eine Expedi⸗ 
tion nach jenem, haben ſich aber vergeblich bemüht, 
wenn nicht etwa die Viſitation einiger Spaziergänger, 
welche ſie unterwegs vorgenommen und die denn auch 
nichts ergab, der Zweck ihrer Reiſe war. — Ein jun⸗ 
ger, im ſchleswig⸗holſteiniſchen Flottendienſte ſtehender 
Seemann wurde einer Kokarde wegen verfolgt und be⸗ 
Einem ſchleswig⸗ 
holſteiniſchen Soldaten, der ſich hier aufhielt, ſoll vom 
Polizeidiener der Uniformrock vom Leibe geriſſen und 
dieſer dem Polizeiamte in Verwahrung gegeben fein, 
— Beſtunterrichtete Männer verſichern, daß es mit 
den Schleswig⸗Holſtein betreffenden Angelegenheiten 
augenblicklich gut ſtehe und daß ſich unſere Erlö⸗ 
ſung nahe. 

Daß Alſen ſehr ſtark mit Militäv beſetzt iſt, iſt 
unbegründet. Mit den jetzt eingekommenen Permittir⸗ 
ten wird die Zahl wohl 7000 Mann nicht überſtei⸗ 
gen. Die Schanzarbeiten bei Sonderburg umher wer⸗ 
den noch ungeſtört fortgeſetzt. Auf vielen Anhöhen der 
Inſel ſtehen täglich Wachtpoſten, wahrſcheinlich um die 
Schleswig⸗Holſteiner zu beobachten. Die däniſchen Of⸗ 
fiziere auf Alſen ſprechen ſich beſtimmt darüber aus, 
daß der Waffenſtillſtand bis zum 15. März verlängert 
ſein ſollte. 

Die „Berl, Zeit.“ meldet: Dem Verehmen nach hat 
Lord Palmerſton ſich dahin ausgeſprochen, daß die 
„Gefion“ während des Waffenſtillſtandes, ſei es un⸗ 
ter welcher Flagge es wolle, nicht aus dem Edernför- 
der Hafen hinweggeführt werden kann. . 


Oeſterreich. 

8 Wien, 18. Dez. [Tau ſenau. 
Aufhebung. Waldwolle. Serbien, Rußland 
und die Türkel. Die Reichszeitung und die 
Preſſe.] Die Akten in der wider den flüchtigen Dr. 
Tauſenau abgeführten kriegsrechtlichen Unterſuchung 
find nunmehr geſchloſſen und man erwartet demnächſt 
die Kundmachung des Urtheilsſpruches, der auf den 
Tod durch den Strang lauten ſoll und wie bei 


Stempel⸗ 


dem Oberlieutenant Kuchenbecker in effigie vollſtreckt 


werden dürſte. Tauſenau, der ſich inzwiſchen nach 
Nordamerika gewendet hat, iſt der Theilnahme an der 
Ermordung Latours beinzichtigt und ſeine Reiſen nach 
Ungarn ſtellen ſeine Verbindung mit Koſſuth außer 
Zweifel, nebſtbei ſoll man aus aufgefangenen Briefen 
dahinter gekommen fein, daß die Direktoren des demo⸗ 
kratiſchen Klubbs Tauſenau, Becher und Frank von 
dem ungariſchen Miniſterium monatlich mit 2000 Fl. 
C. M. beſoldet worden waren. — Das Miniſterium 
iſt geſonnen, die Tagespreſſe gänzlich vom Stem⸗ 
pelzwang zu befreien, fo daß zwiſchen den alten 
Journalen, die dieſe Abgabe noch entrichten, und den 
jungen Blättern, die ſich ſelbſt davon emanzipirten, eine 
gerechte Gleichſtellung Platz greifen wird. In Bezug 
auf die auswärtigen Zeitungen will die Regie⸗ 
rung eine Ermäßigung eintreten laſſen, wonach die 
Stempelgebühr eines fremden täglich erſcheinenden 
Journals in Zukunft nicht mehr 12 Gulden, ſon⸗ 
dern nur 6 Guld, im Jahr betragen würde. Gegen 
eine völlige Gleichſtellung der auswärtigen Tagespreſſe 
mit der heimiſchen ſträubt ſich nicht blos die Scheu 
der Regierung vor der Schärfe eines unkontrolirten 


Urtheils, ſondern auch der Gewerbsneid unſerer Jour⸗ 


naliſten, welche für ſich dieſelben Prinzipien geltend 
macht, die der öſterreichſſche Induſtrielle als fieghafte 
Waffe zu handhaben weiß. — In der romantiſchen 
Brühl gedenkt Herr Weiß, der ſchleſiſche Reichs⸗ 
tagsabgeordnete, feine neue Fabrik für Waldwoll⸗ 
decken zu errichten, die einzige () auf dem Kontinent, 
nachdem er das Fabrikgebaͤude in Schleſien im Auf⸗ 
Reich verkauft hat. Was den thätigen Mann zu der 

dlung aus dem Norden in die Nähe der Re⸗ 


von Tannennadeln bereitete, über deſſen treffliche Wir⸗ 
kung ſich Humboldt ſo anerkennend ausgeſprochen hat. 
In der Umgebung der reichen Hauptſtadt glaubt er 
in dieſer Hinſicht beſſere Ausſichten zu haben, zumal 
der Rohſtoff für ſeine Deckenfabrik aus Waldwlle bei 
der Nähe großer Tannen⸗ und Kieferwälder leicht zu 


beziehen iſt und die zugefagte Einführung jener Woll⸗ 


decken bei der franzöſiſchen Armee einen lebhaften Be⸗ 
trieb auf Jahre hinein ſicherſtellt. — Nachrichten aus 
Serbien melden, daß die ruſſiſche Agitation daſelbſt 
täglich offener hervortritt und dieſe unglaubliche Thä⸗ 


tigkeit ruſſiſcher Agenten auf den bevorſtehenden Aus⸗ 


bruch blutiger Verwickelungen zwiſchen Rußland und 
der Türkei ſchließen läßt. Schon hat der Fürft 
der Serben den der Pforte ſchuldigen Tribut von 
34,000 Stück Dukaten verweigert und die Be⸗ 
waffnung aller mannbaren Einwohner wird mit 
dem größten Eifer betrleben, ohne daß man weiß, 
woher die Gewehre kommen. Kein Zweifel daran, 
daß ruſſiſche Hände die Waffen liefern, wie ſie ſchon 
damals, als die Serben 1848 ihren Brüdern im Ba⸗ 
nat zu Hülfe eilten, von Rußland Kanonen und 10,000 
Feuergewehre erhielten. Die ruſſiſche Politik ſchmiedet 
ſich in dem ſerbiſchen Element eine gefährliche Waffe 
gegen die Pforte, und die andere Schneide iſt ſogar 
gegen Oeſtekreich gerichtet, was dieſes bei einer wach⸗ 
ſenden Verſtärkung des ſerbiſchen Einfluffes in Ungarn 
gar bald empfinden wird. — Ein Holſteiner, Namens 
Auguſt Geißler, welcher derzeit in Berlin domizilirt, 
hat ſich mit dem Anerbieten an die hieſige Regierung 
gewendet, in Ungarn unter Beihülfe der Staatsver⸗ 
waltung eine Reihe von Muſterwirthſchaften zu 
gründen, um auf dieſe Art der Koloniſation und Bo⸗ 
denverbeſſerung vorzuarbeiten, allein die Koloniſations⸗ 
projekte des Miniſteriums ſcheinen noch in weitem 
Felde zu ſein und deshalb iſt dieſer Antrag abgelehnt 
worden. — Ein häßlicher Vorfall allarmirt die jour⸗ 
naliſtiſche Welt; die Lenker der „Reichszeitung“, die an 
Abonnenten⸗Mangel leidet, ſuchten aus dem Verbot der 
„Preſſe“ in höchſt perfider Weiſe Vortheil zu ziehen, 
indem fie einem Angeſtellten im Redaktionsbureau der 
„Preſſe“ die Summe von 600 Fl. anboten, für die 
geheime Ausfolgung der lithographirten Abonnentenliſte, 
was indeß dieſer zurückwies, wodurch die Sache zu⸗ 
gleich zur Publicität gelangte. 


O Prag, 16. Dezbr. (Die böhmiſche Ariſto⸗ 
kratie groltt) Schon bei der Anweſenheit Sr. 


Mafeſtät des Kaiſers vor etlichen Wochen, konnte 
man die Bemerkung machen, daß der böhmiſche 
Adel dem Hofe gram ſei, denn nur ſpaͤrlich fand er 
ſich zur Begrüßung des Monarchen hier ein, ſondern 
blieb meiſtens in grollender Zurückgezogenheit auf ſei⸗ 
nen Schlöſſern, obſchon ſelbſt die Jahreszeit eine ſtäd⸗ 
tiſche Wiederkehr zu verlangen ſchien. Dieſe Haltung 
der Ariſtokratie ſpricht ſich neuerdings in dem zahlrei⸗ 
chen Ausſcheiden von adeligen Offizieren böhr 
miſcher Häuſer aus und es entſteht dabei nothwendig 
die Frage, was der Grund dieſer auffallenden Demon⸗ 
ſtrationen ſein dürfte. Die mächtigſte Urſache der in 
der Adelskaſte wurzelnden Unzufriedenheit iſt ohne Zwei⸗ 
fel in dem liberalen Ablöfungsgefeg für Zehent 
und. Robot zu ſuchen, indem die Ariſtokratie ſich nach 
der Sprengung des Reichstages in Kremſier mit dem 
Erlaß eines ihren Intereſſen mehr förderlichen Geſetzes 
ſchmeichelte und ſich hierin getäͤuſcht ſag. Das ma⸗ 
terielle Mißbehagen, welches die Aufrüttelung aus be⸗ 
quemer Sorgloſigkeit erzeugt, macht ſich indeß nament⸗ 
lich bei den jungen Gliedern fühlbar, die in den Rei⸗ 
hen des Heeres dienen und welche ſich den harten 
Zwang der militäriſchen Ordnung und des disziplina⸗ 
riſchen Lebens eben nur durch das reichliche Einkom⸗ 
men zu verſüßen wußten, das ſie vordem aus dem 
Grundbeſitz bezogen. Zudem tritt der Geldadel, wie 
überhaupt das bürgerliche Element neuerdings in der 
k. k. Armee, ſogar in den Kavalerie⸗Regimentern, do⸗ 
minirend hervor, ſo daß die Eitelkeit der jungen Ka⸗ 
valiere unter diefen Umftänden keine rechte Beftiedi⸗ 
gung mehr finden kann und fie gerne einen e 
platz verlaffen, auf dem fie unaufhörlich an eine gläns 
zende Vergangenheit unangenehm erinnert werden. 

L. Krakau, 16. Dezbr. [Die polniſche Poli⸗ 
tik.] Sowohl die völker⸗ als ſtaats rechtlichen Fragen 
drängen einer Entſcheidung zu. Die ſcheinbare Ruhe, 
welche jetzt in Europa herrſcht, läßt, wenn keinen 
Sturm, doch wenigſtens eine neue Geſtaltung der 
Dinge, eine neu zu gebaͤhrende Staatenallianz mit 
Gewißheit vorausſehen. Es hängt von gar mannig⸗ 
fachen Umſtänden ab, ob dieſe Neugeburt dem Meer⸗ 
ſchaume der Diplomatie oder dem aufgewühlten Ozean 
der Völkerpolitik ihre Entſtehung verdankt und eben 
dieſe Bedingniſſe werden uns dann auch den Maßſtab 
ihrer kernhaften Geſundheit oder ihres im Keime tra⸗ 
genden Siechthums geben. Auch hier in dem halb⸗ 
vergeſſenen Erdwinkel ſcheint es wieder rührig zu wer⸗ 
den und der nie erloſchene Glaube an die noch zu er⸗ 
ringende Selbſtſtändigkeit erwacht bei den Polen in 
dem jetzigen Proviſorium aller Buftände mit erneuerter 


1 


Kraft. Der Satz Napoleons; Il me faut des Polo- 
nais, mais point de Pologne, will hier nicht als halt⸗ 
bar gelten und die Auferſtehung des Polenthums wird 
als unleugbares Spmbol betrachtet. Mit ängſtlicher 
Spannung verfolgt man daher die Ereigniffe in den 
Nachbarſtaaten und iſt zu mehr oder weniger günſti⸗ 
gen Kombinationen aufgelegt. Das Schickfal der Leis 
densbrüder in Diardekir oder Schumla iſt ein Gegen⸗ 
ſtand heftiger Diskuſſionen und es wird vielfach und 
mannigfach erörtert, ob die Türken im fernen Lande 
auf einander ſchlagen, mit einem Worte, ob die 
ungariſch⸗polniſch⸗kürkiſche Frage zu einem europälfchen 
Kriege führen wird. Oeſterreſch und Rußland würden 
dann gegen England und Frankreich in die Schranken 


treten und die ruſſiſche Flotte eönnte dann ein umge⸗ 


kehrtes Navarin erleben, die Türkei wäre gerächt und 
der Fehler der Zerſtörung der türkiſchen Flotte wieder 
theilweiſe gut gemacht. Den Polen hüpft das Herz 
im Leide beim bloßen Gedanken an eine derartige Möge 
lichkeit und mit Rußlands Demüthigung ſehen fie 
ſchon den polniſchen Adler ſich ſtolz erheben und alle 
Provinzen des einſtigen Polenreichs mit feinen Fitti⸗ 
chen beſchatten. Ein ſchwindelndes Phantaſiegebilde 
iſt's, deſſen Schattenſeite ſich ihnen als Sieg des Ab⸗ 
ſolutismus, als der Einbruch der Barbarei, als das 
Koſakiſchwerden Europas herausſtellt. Oeſterreich, das 
einige, ſiegreiche Oeſterreich, iſt ihnen noch das zer⸗ 
ſplitterte, nur loſe zuſammengekittete des Sommer 1848, 
ſie glauben es vom nordiſchen Koloſſe fortwährend ins 
Schleppthau genommen. Mit der Beſiegung des 
moskowitiſchen Czaars, was ihnen der Kaiſer aller 
Reuſſen und König von Polen noch immer iſt, fällt 
nach der Lachen Anſicht Oeſterreich wieder auseinander, 
ſeine Provinzen löſen ſich von ihm ab und werden 
theils ſebſtſtändige und verbündete Reiche, wie Ungarn 
und Böhmen, theils fallen ſie wieder Polen anheim, 
wie Galizien und der öſterreichiſche Theil Schleſiens. 
Italien bemächtigt ſich ſeiner Stammgenoſſen und die 
deutſchen Erbſtaaten mögen ſich dem deutſchen Bun⸗ 
desſtaate unter Preußen anſchließen, das natürlich Po⸗ 
ſen herausgeben muß. Das proteſtantiſche Schleſien 
wollen die Gemäßigten nicht beanſpruchen, denn es iſt 
ihnen ſchon zu ſehr germaniſirt. Siegt aber Rußland, 
dann iſt und bleibt Oeſterreich der tributäre Vaſall des 
nach der Univerſalmonarchie ſtrebenden Czaren. Es if 
alſo hler nach der Anſicht der Polen eigentlich nur 
um einen doppelten Zweikampf zu thun, den Rußland 
gegen England und Frankreich zu beſtehen haben wird, 
wobei Oeſterreich bloß die Ehre hat, als Sekundant 
aufzutreten. Was für eine Rolle dem deutſchen Volke, 
das der große Richelieu in feinem politiſchen Teſta⸗ 
mente la pepiniere des soldata nennt, in dieſem 
Kampfe zu Theil werden ſoll, darüber ſind die Mei⸗ 
nungen getheilt. Die polniſchen Ariſtokraten, die gern 
auf einer hiſtoriſchen Baſis bauen, haben eine gewiſſe 
Vorliebe für das heilige cömiſche Reich, nur find fie 
in Verlegenheit, wie dieſes wieder ohne Oeſterreich kon⸗ 
ſtruirt werden könnte und dabei noch im Konflikte mit 
den Demokraten, die theils tabula rasa machen, theils 
die Völker und Völkchen zu einem Holbein'ſchen 
Todtentanze einladen möchten und das Ziel erreicht 
zu ſehen glauben, wenn alles nur hübſch bunt durch⸗ 
einandergehen und die Verwirrung den Kulminations⸗ 
punkt erſteigen wird. Auch Preußen iſt den Polen 
nicht ganz mundgerecht. Sie fühlen, daß die preußiſch⸗ 
deutſche Politik mit der Herſtellung Polens nicht ganz 
kollidirt und der Ausſpruch Talleyrands: La Prusse 
est par sa nature geographique une puissance 
essentiellement qucrelleuse ſcheint ihnen beſonders 
beim Wiederaufbau Polens im Wege zu ſein. Doch 
das ſind Dinge, die ſie als minder wichtig mit ihrer 
gewöhnlichen Heißblütigkeit indeſſen bei Seite ſchleben, 
die Beſiegung Rußlands und die Zerſplitterung Oeſter⸗ 
reichs als die wichtigſten Momente feſthaltend. Von 
der Möglichkeit einer Allianz von Oeſterreich, England 
und Preußen, der eine zweite zwiſchen Rußland und 
Frankreich ſich gegenüberſtellen könnte, wollen ſie nichts 
wiſſen, weil ſie ihre Rechnung auf eine ſchreckliche 
Weiſe durchkreuzen würde. Aus all dieſem Gewirre, 
das als die frommen Wünſche eines von den Blättern 
der Geſchichte faſt verbannten Volkes ein gewiſſes 
Intereſſe hat, iſt nur das Einzige hervorzuheben, daß 


die Polen mit innerem Inſtinkt Oeſterreich eine Rolle 


zugetheilt, die in jedem Falle zu ſeinem Verderben aus⸗ 
ſchlagen muß und eine Warnung mahr für daſſelbe 
ſein kann, der ruſſiſchen Alllanz den Rücken zu kehten. 
Eben ſo wünſcht es kein Bündniß aufkommen zu ſehen, 
welches wohl die Intereſſen der verbündeten Völker 
fördern, ſeine eigenen aber gefährden muß. Die Zu⸗ 
kunft wird es lehren, welchen Weg die Diplomatie, 
wie die wahre Völkerpolitik einſchlagen wird und 
welche Bündniſſe der Staaten und Völker aus dieſem 
Chaos der Dinge hervorgehen werden. Der Geiſt der 
Geſchichte ſchreitet ruhig vorwärts und vollbringt feine 
Miſſion, mögen die Staatsmänner ihre Kombinationen 
nach dem Geſetze der Wahlverwandtſchaft geſtalten oder 
unnatürliche Mipcungeverhältniffe verfuhen, 


* Breslau, 20. Dez. Die neueſte Wiener Poſt 
(vom 19. Dez.) IR ausgeblieben. - 
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Grofbritannien 

London, 15. Dee [Für Preußen.] Der 
Globe ſpricht ſich heute gelegentlich der letzten Erwi⸗ 
derung Preußens an Oeſterreich betreff des enge⸗ 
ren Bundesſtaates ſehr entſchieden für Preußen aus. 
Preußens Unternehmen ſei eben fo ſehr übereinſtim⸗ 
mend mit den geſchriebenen Beſtimmungen des deut⸗ 
ſchen Bundes als mit dem tiefen, begeiſterten Dräns 
gen Weſt⸗ und Norddeutſchlands nach Einheit. Seldſt 
wennn die kleinen deutſchen Staaten ihre Unabhängig⸗ 
keit gänzlich an Preußen hingeben wollten, würde dem 
keine Bundesbeſtimmung entgegenſtehen. Die Hart⸗ 
näckigkeit Oeſterreichs gegen liberale Reformen würde 
noch weit extremere Schritte rechtfertigen. Die Art, 
wie Fürſt Schwarzenberg ſich auf die Verträge von 
1815 berufe, wird geradezu effrontery genannt, und 
Defterreich nachgeſagt, es habe in dem Betrügen Deutſch⸗ 
lands um jede Sicherheit guter Regierung, welche dieſe 
Verträge enthielten, immer an der Spitze geſtanden. 
Zum Kriege werde es Oeſterreich wohl nicht kommen 
laſſen. Preußen würde jedoch in ſolchem Falle Recht 
und Gerechtigkeit auf ſeiner Seite haben. Preußen 
würde dann ſein Schwert ziehen für Preßfreiheit, re⸗ 
präfentative Regierung, Handelseinheit und alle die 
zahlloſen Segnungen, deren Garantie England in einem 
freien Parlamente befige, während Fürſt Schwarzen⸗ 
berg nichts repräſentire, als die individuelle Perſönlich⸗ 
keit ſeines Kaiſers. (Voß. 3.) 

Frankreich. 

& Paris, 17. Dove, [Tages bericht.] Die 
ſelt 8 Tagen in der Nationalverſammlung eröffnete 
Diskuffien über die Getränkſteuer hat heute einen 
Schritt vorwärts gethan, der nach der Majorität, die 
ſich dabei zu Gunſten der Steuer kund gab, bedeutend 
zu nennen iſt. Die Verſammlung hat nämlich nach 
Anhören Favre's gegen v. Paſſy's für die Steuer die 
allgemeine Diskuſſion geſchloſſen und mit 445 Stim⸗ 
men gegen 220 den Uebergang zu der Berathung der 
einzelnen Paragraphen beſchloſſen. Die Majorität, 
welche das Prinzip der Steuer zulaͤßt, iſt demnach 
beinahe dieſelbe, wie bei allen Kardinalfragen. Es 
bleiben demnach nur die eingebrachten Amendements, 
die die Regierung zurückwies, und aller Wahrſchein⸗ 
lichkeit nach daſſelbe Schickſal auch bei der Verſamm⸗ 
lung haben werden. Die Annahme des Geſetzes iſt 
nach der heutigen Abſtimmung unzweifelhaft; daß aber 
der Präſident der Republik kein Anhänger deſſelben 
iſt, ſcheint eben fo gewiß zu fein, Es geht dies klar 
aus der Sprache der Blätter des Eipfee hervor, und 
wenn der Präſident, Angeſichts der Finanzlage des 
Staats, das Fortbeſtehen der Getränkſteuer acceptirt, 


fo halt er doch weſentlich daran feſt, das Unpopuläre, 


ich an dieſe Maßregel knüpfen kann, ganz und 

8 ie eich zu überlaſſen. Man hat da: 
er auch bemerkt, daß die Miniſter ſeit der Eröffnung 

der Diskuſſton auch nicht einmal das Wort genom⸗ 
men haben und daß die Regierungs⸗Journale, wenn 
fie den Geſetzentwurf auch gerade nicht direkt angrei⸗ 
fen, doch weit entfernt find, ſich ihm günftig zu zei⸗ 
gen. — Zwiſchen L. N. Bonaparte und dem Mini⸗ 
ſterium ſollen einige Mißhelligkeiten obwalten. Der 
Präſident der Republik desavouirt das Zirkular von 
General Hautpoul an die Gendarmerie, in Betreff der 
Geheimpolizei, und andererſeits iſt General Lahitte 
pikirt, daß er von dem Gegenſtand, mit deſſen Miſ⸗ 
ſion Perfigny nach Berlin betraut iſt, keine Kenntniß 
erhalten hat. — Die Wiederſprüche über die Rückkehr 
des Papſtes nach Rom könnten einen komiſchen Ein⸗ 
druck hervorbringen, wenn nicht die ernſteſten Intereſ⸗ 
fen an dieſe Frage geknüpft wären. Der „Conſtitution⸗ 
nell“ und das „Journal des Debats,“ zwei bedeutende 
und in der Regel gut unterrichtete Journale bringen 
heute jedes einen Brief aus Rom von demſelben Da⸗ 
tum, dem 10, wo der des Gonflitutionnel auf's un⸗ 
zweifelhafteſte und beſtimmteſte die Meldung macht, 
daß die Wiederkehr des Papſtes auf den 20. eine 
abgemachte Sache ſei; der des Journal des Debats 
läßt nichts weniger als dieſe ſchnelle Löſung vermu⸗ 
then. Die italieniſchen Blätter enthalten ebenfalls 
nichts, was die Verſicherungen des Conſtitutionnel zu 
beftätigen geeignet wäre. Bei dieſer Gelegenheit muß 
ich Ihnen denn auch ein Wort des Papftes mitthei⸗ 
len, = feit einigen Tagen hier zirkullrt. Der Ge 
neral Baraguap d Hlulere, vom Papſte ziemlich ſchlecht 
aufgenommen, demerkte gegen denfelben, um ihn zur 
Rückkehr nach Rom zu bewegen: „die franzöſiſche Re⸗ 
gierung garantirt Ihnen... — „Aber wer wird mir 
die franzöſiſche Regierung garantiren?“ fol die Ant⸗ 
wort des Papſtes geweſen fein. — Nach weiteren 
Nachrichten über den Ausfau der Wahlen in Pie: 
mont ergiebt ſich, daß die Regierung etwa zwei Brit⸗ 
tel der Kammer für ſich haben wird. Dieſes Reſul⸗ 
tat überſteigt alle Hoffnungen, welche dle Freunde des 
Miniſteriums gehegt haben. Aus Madrid wird 
gemeldet, daß die Inhaber ſpaniſcher Staatsſchuld⸗ 
ſcheine die beſte Hoffnung haben können, daß ihre 
Intereſſen von den Cortes wahrgenommen werden. 
Es ſind wichtige und durchgreifende Maßregeln zur 
Megulirung der ſpaniſchen Staatsſchuld im Werke, 
um den ſpaniſchen Kredit wieder herzuſtellen. — Meh⸗ 
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rere polniſche Flüchtlinge find aus der Türkei hier ans 
gekommen, um gegen die Prätentionen Rußlands in 
der Flüͤchtlings⸗ Angelegenheit bei der hieſigen Regie⸗ 
rung zu reklamiren. 8 


Sohales und Provinzielles. 


Breslau, 20. Dezember. [Die Reaktion 
gegen die Verfaſſung.] Die Verfaſſungs⸗Revi⸗ 


ſion iſt von den Kammern beendigt und wir haben | ſch 


nun die Hoffnung, aus dem bald zwei Jahre dauern⸗ 
dem Proviſorium endlich in einen definitiven und ge⸗ 
regelten Rechtszuſtand überzutreten. So weit auch die 
Meinungen über die Verfaſſung und das Reviſionswerk 
divergiren mögen, darin müſſen Alle, die nicht von blin⸗ 
dem Fanatismus erfüllt ſind, übereinſtimmen, daß die 
endgültige Feſtſtellung des Staatsgrundgeſetzes die erſte 
und unerläßliche Bedingung für das Wohl und Ge⸗ 
deihen des Landes ausmacht. Das Unheilbringende je⸗ 
der Revolutionsepoche liegt in bem Proviſoriſchen und 
Unbeſtimmten, und ſo lange der Bürger nicht weiß, 
was Rechtens im Lande iſt, kann kein Zweig des po⸗ 
litiſchen und ſocialen Lebens fruchtbringend werden. 


Die allgemeine Begeiſterung, die ſich nach der Publi⸗ 


kation der Verfaſſung vom 5. Dezember kundgegeben, 
ſie war in der That nichts Anderes, als der freudige 
Ausdruck des Bewußtſeins, daß man nach den ſtüͤr⸗ 
miſchen Fahrten des Jahres 1848 endlich einen fe⸗ 
ſten Anhaltspunkt und die Hoffnung auf die Wieder 
kehr geordneter Zuſtände gefunden hat. Und was da⸗ 
mals bei der Grundſteinlegung des neuen Gebäudes 
den Muth und das Vertrauen des Landes erweckt, 
ſoll es jetzt, wo das Gebäude unter Dach ſteht, un⸗ 
ſern Muth nicht um ſo mehr erheben, unſer Vertrauen 
nicht um ſo ſtärker machen? Gewiß, wir verhehlen 
es nicht, daß unſere ganze Hoffnung für eine ſegens⸗ 
volle Entwickelung unſerer politiſchen, wie fozialen Ver⸗ 
hältniffe einzig und allein auf den endlich durch Be⸗ 
ſchwörung der Verfaſſung von König und Volk un⸗ 
zweifelhaft begründeten Rechtszuſtand gebaut ift! 

Allein ſchon beginnt krächzendes Rabengeſchrei uns 
zu erinnern, daß eine unheilſinnende Partei jenen er⸗ 
ſehnten Moment zu hintertreiben gedenkt, und mahnt 
uns laut genug an unſere Pflicht, die öffentliche Mei⸗ 
nung zum Kampfe gegen ſo heuchleriſches, unwürdiges 
Treiben aufzurufen. Herr Graf Schlieffen hat die⸗ 
ſer Tage in der Schleſiſchen Zeitung einen Kreuz⸗ 
zug gegen die nun zu beſchwörende Verfaſſung gepre⸗ 
digt, und die Ritter zu dieſem glorreichen Unternehmen 
werden gewiß nicht auf ſich warten laſſen. Auf wel⸗ 
chem Standpunkte befindet ſich denn nun 
der Herr Graf! — Der Aufruf ſtrotzt von Ge⸗ 
meinplätzen aus dem Geblete der Religion, der Moral 
und der Politik, und iſt doch im Ganzen nichts An⸗ 
deres, als eine Herabwürdigung der beſtehenden In⸗ 
ſtitutionen, eine Verdächtigung der Regierung und der 
Volksvertretung, eine Verhöhnung der Rechtsgefühle 
einer ganzen Nation! 

Die Verfaſſung iſt dem Herrn Grafen, ſelbſt nach 
ber erfolgten Nevifion, die „geſetzliche Anarchie.“ Ab⸗ 
geſehen von der Spiegelfechterei dieſer Bezeichnung — 
da Geſetz und Anarchie ſchlechterdings Gegenfäge find 
— find wir begierig zu wiſſen, welches Prädikat Graf 
Schlieffen für die urſprüngliche, bei weitem freiſinni⸗ 
gere Verfaſſung vom 5. Dezember in Bereitſchaft hat, 
und welche Bezeichnung für die Regierung, die dieſelbe 
proklamirt und für alle die Veteranen⸗ und 
Preußen: Vereine, die dieſelbe mit Jubel 
begrüßt haben! Wir werfen dieſe Frage übrigens 
bloß der Kuriofität wegen auf, und würden unferm 
Kreuzritter ſeine zügelloſen Ausſchweifungen in den 
Worten ſchon vergeben, wenn er es mit den Sa⸗ 
chen nicht noch ſchlimmer machte. Die Kammern 
laſſen ſich von dem großen Haufen leiten und ſind 
ohne Gott, ohne Glauben an Recht und Wahrheit, 
ohne Zuverſicht, ohne Muth, ohne Hoffnung, ohne 
innern Halt! Der Richterſtand macht ſein hohes Vor⸗ 
recht den Parteileidenſchaften dienſtbar! Die Geſchwo⸗ 
renen fragen nicht ihr Gewiſſen und ihren Eid, ſon⸗ 
dern ihre Furcht, ihre politiſchen Sympathien und ihr 
unberechtigtes Gefühl! Das find die ganz beſtimmten 
Anklagen, die Graf Schlieffen neben dem allgemei⸗ 
nen Angriff auf Regierung und Verfaſſung noch beſon⸗ 
ders gegen zu Recht beſtehende Inſtitutſonen erhebt, 
gegen Inſtitutlonen, in deren Hände das Geſetz das 
ganze Schickſal des Landes gelegt hat! Und eine 
Verfaſſung mit ſolchen Inſtitutlonen wolle man bes 
ſchwören? Unmöglich! unmöglich! 

Aber Herr Graf, der Sie ſich ſo viel auf Gott und 
Religion berufen, wiſſen Sie nicht, daß jede Religion 
die Heilighaltung des Gefeges lehrt? Und in 
welcher politiſchen Schule ſind Sie denn geweſen, 
daß Sie den Reſpekt vor dem Gefege offen zu ver⸗ 
laäugnen wagen? — „So gelangt man wider Willen 
an ein fremdes Ziel, wenn man ſich ohne Kompaß 
einſchifft und auch dle Geſtirne zu fragen nicht ver⸗ 
ſteht,“ — dieſe Ihre eigenen Worte paſſen auf 
Niemanden mehr, als auf Sie ſelbſt. Und nicht 


die Geſtirne brauchten Sie zu befragen, ſondern feder 
Schulbube wird es Ihnen ſagen, daß Sie der anar⸗ 
chiſch⸗ revolutionären Schule angehören. Wer 


einen beſtehenden, durch das Geſetz geheiligten Rechts⸗ 


zuſtand, wie die Volksvertretung und dle richterliche 
Gewalt in ſolcher Weiſe zu unterwühlen und herabzu⸗ 
würdigen ſucht, der untergräbt die Pfeiler des Staates 
und der Geſellſchaft, und wir nehmen daher keinen 
Anſtand es offen auszuſprechen, daß der Standpunkt 
des Grafen Schliffen in ſeinem Aufrufe in der 
an Zeitung nichts anderes als ein anarchi⸗ 
er iſt. ö 
Die ganze Anstrengung des Herrn Grafen iſt dar⸗ 
auf gerichtet, daß die Verfaſſung vom 5. Dezbr. nicht 
zu Stande komme. Er beſchwört alle Mächte des 
Himmels und der Erde gegen dieſes gottloſe Werk der 
Vernichtung. Nun denn, was ſoll anderes werden, 
wenn dieſe Verfaſſung beſeitigt wird? Etwa der ab⸗ 
ſolute Staat? — „Zuſammengeſtürzte Gebäude find 
und bleiben ein Trümmerhaufen, und das Leben, die 
Schätze, die fie unter ihrem Schutte vergraben haben, 
deckt Tod und Grauen, und ſie bleiben oft ſelbſt bis 
auf die Erinnerung an dieſelben in der Nacht des 
Grabes,“ — hiermit giebt Graf Schlieffen in ſei⸗ 
nem Aufruf ſelbſt die Antwort auf die Frage, ob er 
nach Wegſchaffung der Verfaſſung vom 5. Dezember 
den abſoluten Staat herzuſtellen gedenke. Gehen Sie 
in ſich, Herr Graf! „zuſammengeſtürzte Gebäude find 
und bleiben ein Trümmerhaufen.“ R 
Wir können ſchließlich auch unſer Befremden dar 
über nicht unterdrücken, daß die Schleſiſche Zei⸗ 
tung, ein Organ, das angeblich dem Konſervatismus 
huldigt, ihre Spalten einem ſo offenbar auf Unter⸗ 
wühlung des Beſtehenden abgeſehenen Artikel frei giebt, 
und fei es auch nur, um den Artikel als Inſerat auf⸗ 
zunehmen. Wir halten dies für einen moraliſchen 
Mißbrauch der Preſſe, denn man ſollte bedenken, daß 
fo Mancher durch die gleißneriſche Hülle derartiger 
Artikel irregeſührt wird, und daß es ſich hier um mehr 
als eine Parteianficht, daß es ſich um eine auf den 
Umſturz hinzielende Propaganda handelt. Oder will 
ſich die „Schleſiſche“ die „Neue Preußiſche“ zum Vor: 
bilde nehmen? Nun, ſo möge ſie wie dieſe ihre Ten⸗ 
denzen fo klar zu Tage legen, daß Niemand getäuſcht 
werden kann, 


Breslan, 17. Dez. (Kirchenzwieſpalt.] Die 
hier durch Heß, einen begeſſterten Schüler Luthers, 
bald nach des letzteren öffentlichem Auftreten als Re⸗ 
formator, erfolgreich gegündete, und durch mehr als 
3 Jahrhunderte in Eintracht blühende proteſtan⸗ 
tiſche Kirchengemeinſchaft droht immer klarer und 
entſchiedener in mindeſtens 3 Sekten zu zerfallen, deren 
jede, von den beiden andern ſtreng geſchleden, ihre 
Eigenthümlichkeit herauszuſtellen, und ihre Selbſtändig⸗ 
keit zu bilden, ſowie zu bewahren trachten wird, in 
die alt⸗lutheriſche, in die evangel.⸗lutheriſche 
und in die evangeliſche. Eeſtere hat bereits ihre 
beſondere Verfaſſung, und dient, mit ſtiller, enger Ver⸗ 
brüderung zuſammenhaltend, in einer eigenen, einfach 
und würdig geſchmückten, ehemaligen Kloſterkirche (merk⸗ 
würdigerweiſe eine Treppe hoch) ihrem Gotte nach 
ihrer Weſſe. Mit den beiden andern Parteien lebt 
fie fo wenig in irgend einer äußern Gemeinſchaft, baß 
ſogar ihre Andachtsübungen in dem jeden Sonnabend 
hier erſcheinenden „Kirchlichen Wochenblatte für die 
evangeliſchen Gemeinden Breslau's“ nicht aufgeführt 
ſind, während darin ſelbſt der Gottesdienſt für die 
chriſtkatholſſche Gemeinde allwöchentlich fein Plätzchen 
hat. Jene bezeichneten beiden andern Gemeinſchaften 
haben zwar noch keinesweges in aller Form Rechtens 
ſich gegenſeitig den Scheidebrief geſchrieben, und äͤußer⸗ 
lich ſich getrennt, ihrem innerſten Weſen nach aber 
ſind ſie ſo zerklüftet und zerriſſen, daß an eine, alle 
Anſichten verſöhnende und alle Gemüther beruhigende 
Vereinigung des einmal ſcharf und weſentlich Geſpal⸗ 
tenen kaum mehr gedacht werden kann, ſo ſehnlich 
und aufrichtig ehrenwerthe Friedliebende beider Geſell⸗ 
ſchaften eine ſolche auch wünſchen und zu vermitteln 
redlich bemüht fein mögen. Die Heerführer beiderſeits 
ſind vornehmlich beliebte Geiſtliche. Beide Glaubens⸗ 
gemeinſchaften ſprechen ziemlich unverholen in ihren 
abgeſonderten Zuſammenkünften ihre, ſchroſſ gegen 
einander Übergeftellten Meinungen aus. Beide klagen 
gegenfeitig ſich an. Beide befehden und vertheidigen 
ſich wechſelsweiſe. Bereits thatſäͤchlich unternommene 
Verſuche einer gegenfeitigen Verſtändigung auf friedll: 
chem Wege ſind mißlungen. Die Evang.⸗ 
fußen auf der Rechtsbeſtändigkeit der Augsburgiſchen 
Konfeſſion und auf dem Buchſtaben der heiligen 
Schrift. Die Evangeliſchen berufen ſich auf den 
Geiſt dieſes Buchs, und nehmen die öffentliche Mei⸗ 
nung ſowie die jetzige wiſſenſchaftliche Welt⸗Anſchauung 
für ſich in Anſpruch. Ein moͤglichſt treues Spiegel⸗ 
bild der Breslauer Zuftände innerhalb der proteſtanti⸗ 
ſchen Bevölkerung. Die mehrften Ortſchaften des 
ſchleſiſchen, des preußiſchen, des deutſchen Vaterlandes 

cheinlich darin mehr oder weniger mit 
hr 


blick 
Porteht-Xepniigeei genes Bild, und ſeufzen achſek⸗ 


zuckend, oder lächeln fpöttelnd: C’est tout, comme 
chez nous. Auf die Länge fo bleiben kann's nicht, 
darf's nicht, wird's nicht. Eine Zerriſſenheit iſt kein 
Ganzes, und vermag weder innerlich ein gedeihliches 


Leben zu führen, noch nach Außen hin angreifenden 


Feinden zu wiberſtehen. Endlich muß im geſtörten 
Organismus des Ganzen Nervenlähmung und Blut⸗ 
ſtockung eine heilloſe Zerrüttung deſſelben herbeiführen, 
und ein! Schlagfluß es in eine Leiche verwandeln; 
wenn nicht ein Wunderdoktor ihm ein neues Hirn 
und Herz einſetzt, und die widerſpenſtigen Körpertheile 
zu füg⸗ und ſchmiegſamer Einhelligkeit einrenkt. Mit 
Brandmalen eines ſolchen Zwie⸗ oder vielmehr Drie⸗ 
ſpalts und mit ſolchen Ausſichten auf die zweite Hälfte 
ihres Aten Jahrhunderts beſchließt die proteſtantiſche 
Kirche das Jahr. E. a. w. P. 


* Breslau, 20. Dezbr. [Kirchliches.] Das 
heutige „Schul- und Kirchenblatt“ meldet, daß 
es in neuerer Zeit an einigen Orten vorgekommen ſei, 
daß chriſtliche Eltern mit Berufung auf die durch die 
Verfaſſung vom 5, Dezbr. v. J. gewährte freie Reli⸗ 
gions⸗Uebung ſich geweigert haben, an ihren Kin⸗ 
dern die Taufe vollziehen zu laſſen. Die betreffenden 
Behörden ſeien in Folge deſſen um die erforderlichen 
Verhaltungsmaßregeln angegangen worden. Daſſelbe 
Blatt theilt demgemäß ein Reſkript des Miniſters des 
Innern v. Manteuffel an die Regierung zu Brom⸗ 
berg d. d. 27. Oktober 1849 mit, aus welchem er⸗ 


hellt, daß die Eltern nach $ 131 des Anhanges zum 


Allg. Landrecht anzuhalten ſeien, ihre Kinder nach wie 
vor taufen zu laſſen, weil „der religiöſe Gebrauch 
der chriſtlichen Kirche, die Kinder zu taufen mit der 
bürgerlichen Verfaſſung fo innig verwebt ſei, daß die 
Ausübung bürgerlicher Reche und mehrere wichtige 
Verhältniſſe im Staate, wenigſtens in Anſehung der 
Beglaubigung, davon abhängen.” 

In demſelben Blatte erſucht der Paſtor Thiel in 
Weigwitz ſeine Amtsbrüder: gemeinſame Schritte gegen 
die Anträge der zweiten Kammer zu thun, nach 
welchen die zum Decem berechtigten Geiſtlichen von 
dieſer Einnahme jährlich 37 Prozent verlieren ſollen. 


» Breslau, 19. Dez. (Sieung des evangel, Ver⸗ 
eins am 18. Dez.] Böhmer zum Vorſitzenden gewählt. 
Weingärtner macht eine perſönliche Bemerkung über den ihm 
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gemachten Vorwurf der Unliebſamkeit und gegen eine ihn 
betreffende Zeitungsangabe, Die Bemerkung veranlaßt eine 
Debatte zwiſchen Weingärtner, Stetter, Büchler, Krauſe, 
Böhmer, Rhode, Räbiger. Die Debatte bezieht ſich nicht 
bloß auf die von Weingärtner angedeuteten Punkte, ſondern 
auch auf andere, z. B. auf Beſchaffung einer Geſchäftsord⸗ 
nung für den Verein. — Hierauf hält Weingärtner einen 
Vortrag über Witſchel. Der Redner ſchildert den Witſchel 
als einen evangeltſchen und nach der Union ſtrebenden Sän⸗ 
ger, beurtheilt die Ideen deſſelben und beſchreibt ſein Leben. 
— Auf Krauſe's Antrag beſchließt der Verein, ſich zunächſt 
am zweiten Weißhnachtsfeiertage behufs der Anhörung von 
zweien, das Feſt angehenden Vorträgen, die von Böhmer 
und Krauſe gehalten werden ſollen, wieder zu verſammeln, 
und erklärt ſich andrerſeits in Folge einer kurzen von Krauſe, 
Bobertag, Sommerbrodt und Böhmer geführten Debatte 
gegen den Wunſch eines ungenannten Frageſtellers, daß der 
Vorſtand, damit mehr Laien in ihn hineinkommen könnten, 
um zwei Mitglieder vermehrt werde. — Sodann Beſpre⸗ 
chung der auf den Kirchengeſang ſich beziehenden Fragen. 
Anſichten, die theilweiſe einander widerſtreiten, werden von 
Krauſe, Heinke, Böhmer, Sommerbrodt, Weingärtner, Bo⸗ 
bertag ausgeſprochen. Die Verſammlunng findet den Kir⸗ 
chengeſang zu lang. Zwei der Predigt voraufgehende Lieder 
ſeien genügend. Dem Prediger jei es zu überlaſſen, zu be 
ſtimmen, ob ein Kanzelvers geſungen oder nicht geſungen 
werden ſolle. Das Vorſpiel ſei beizubehalten. Ueber die 
Zwiſchenſpiele iſt die Entſcheidung der Verſammlung zwei⸗ 
felhaft. Endlich beantwortet Krauſe eine Frage, die das 
Motto des Vereins betrifft, dahin, daß dieſer nicht nur das 
Motto: „Bewahre was Du haft” ꝛc., ſondern auch das 
Motto: „Prüfet Alles“ ꝛc. als einander nicht widerſtrei⸗ 
tende, beibehalten könne. Böhmer empfiehlt Alles zu prüs 
fen nach dem, was der Verein ſich zu bewahren habe, nach 
dem Worte Gottes. a 


Breslau, 20. Dezember. Der heutige Waſſer⸗ 
ſtand der Oder iſt am hieſigen Ober⸗Pegel 19 Fuß 
— Zoll, und am Unter⸗Pegel 6. Fuß 6 Zoll, mithin 
iſt das Waſſer ſeit geſtern am erſteren um 1 Fuß 
9 Zoll und am letzteren um 1 Fuß 4 Zoll geſtiegen. 

Koſel, 20, Dezbr. Der Waſſerſtand iſt heute am 
Ober⸗Pegel 16 F. 6 Z., am Unter⸗Pegel 18. F. 7 3. 
Am 19ten Vormittags 10 Uhr war das Waſſer an⸗ 
haltend im Wachſen. \ 
Oppeln, 20. Dezbr. Der Waſſerſtand ift heute am 
Ober⸗Pegel 15 F. 1 3., am Unter⸗Pegel 14 F. 11 8. 
Das Waſſer iſt noch im Wachſen. 

Brieg, 20. Dezbr. 6 Uhr Morgens. Der Waſ⸗ 
ſerſtand ift am Ober⸗Pegel 20 F. 8 Z., am Unter: 
Pegel 17 F. 1 3. Geſtern Abend von 10 bis 11½ Uhr 
ſtarker Eisgang. 


* Hirſchberg, 20. Dezbr. [Eine Feuer⸗Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft. Diebſtahl. Unglück.] 
Auf welche Weiſe die Magdeburger Feuer⸗Verſi⸗ 
cherungs⸗Geſellſchaft verfährt, mag folgendes Bei⸗ 
ſpiel lehren. Die Dominial⸗Gebäude der Kämmerei⸗ 
Dörfer Hart au und Schwarzbach waren bei dies 
fee Geſellſchaft mit 1600 Rthl. verſichert. Am 12. 
März 1848 brannten dieſelben ab. Die Brand⸗Ent⸗ 
ſchädigung wurde unter Zuziehung einer ſtädtiſchen 
Deputation und des Agenten der Geſellſchaft auf 1452 
Rthl. 21 Sgr. geſchätzt. Die Magdeburger Geſell⸗ 
[Haft wollte aber dieſe Entſchädigung nicht zahlen, 
weil die Verſicherung überhaupt zu hoch taxirt und 
well eine von ihr abgeſchickte Taxgtions⸗Kommiſſton 
erſt nach dem Brande die Verſicherung auf nur 655 
Rthl. 8 Sgr. 6 Pf. abgeſchätzt habe. Dieſe letztere 
Summe wolle ſie zahlen. Man wandte ſich an das 
Schiedsgericht zu Breslau, welches am 7. Dezbr., 
wie natürlich, die Magdeburger Geſellſchaft zur Ein⸗ 
zahlung des eingeklagten Kapitalbetrages von 1452 
Rthl. 22 Sgr. nebſt Zinſen verurtheilte. — Neulich 
hatte ein eben erſt entlaſſener Korrigende ein zweiſpän⸗ 
niges Schlittenfuhrwerk vor dem Wirthshauſe 
zu Heriſchdorf (während der Führer deſſelben in letz⸗ 
terem ſich befand) geſtohlen. Das Fuhrwerk iſt jedoch 
ſchon in den Händen des Beſitzers und der Dieb, erſt 
19 Jahr alt und ſchon zweimal beſtraft, ebenfalls er⸗ 
griffen. — Am 13. wurde die Wittwe T. zu Herms⸗ 
dorf u. K. in ihrer Wohnung erfroren gefunden. 


— In der Stadt Auma im Weimarſchen, die 
erſt kürzlich von einer Feuersbrunſt heimgeſucht wurde, 
brachen etwa zwanzig Kinder durch das Eis 
eines Teiches und ertranken faſt alle. 

(Dorf⸗Ztg.) 
J c Va ANTTEAEENE Arrn 
Verſammlung des ſchleſiſchen 
konſtitutionellen Central⸗Vereins. 
Freitag am 21. Dezember, Abends 6 Uhr, 
im König von Ungarn. 

Tagesordnung: 1) Vereins angelegenheiten. 2) Vers 
ſchiedenheiten der deutſchen Reichsverfaſſung und des 
Dreikönigs⸗Entwurfs. 3) Gemeindewahlen. 8 

Für neu eintretende Mitglieder liegt beim Eintritt 
die Namenliſte zur Einzeichnung bereit. 


Die Ausſtellung der ſchönſten neueſten Spielwaaren in geheizten Zimmern 


empfiehlt unter den Tauſenden der herrlichſten Spielſachen die neueſten militäriſchen, chineſiſchen, orientaliſchen Baumagazine und architektoniſche wie 


Alle größeren Taſchenſpieler⸗Apparate, Tivoli⸗ und Biribyy⸗Spiele. Die größte Auswahl von ſpielend bildenden Unterhaltungen als auch geographiſche, hiſtoriſche ach weltgeſchichtliche 


Erheiterungen,, Die anziehendſten Aufſtellungsſachen in Schachteln und Etuis, als Bergwerke, Feſtungen, Märkte, Schweizereien, Eiſenbahnen u. ſ. w. 


34 (an der 


* 
griechiſche Zuſammenſetzungsſpiele, 


Alle Größen Blechwagen, 


Pferde und andere Thiere, Theater von 25 Sgr. bis 15 Rtl. pro Stück, überhaupt alle nur denkbaren Spielgegenſtände für jedes Kindesalter, wie auch die verſchiedenſten Arten Gas 


anterit⸗Waaren als Weihnachtsgeſchenke zu den niedrigſten Preiſen. 


Cotillon⸗Orden und Nippfach 


. zu Geſchenken, in allerliebſter Art, find zu haben, von 1 Sgr. ab bis 12 ½ Sgr. das Stück, bei Klauſa und 


Preußiſche Renten⸗Verſicherungs⸗Anſtalt. 
Die unterzeichnete Direktion bringt hiermit zur öffentlſchen Kenntniß, daß in 
den Monaten Januar und Februar 1850 die Zahlung der für das Jahr 1849 
fälligen Renten von den vollſtändigen Einlagen der Jahresgeſellſchaften 1839 bis 
einſchließlich 1848, ſowohl hier bei unſerer Hauptkaſſe (Mohrenſtraße Nr. 59), als 
bei den fämmtlichen Agenturen, nach Beſtimmung des § 26 der Statuten ſtatt⸗ 


finden wird. 


Die faͤlligen Renten⸗Coupons find mit dem im 527 der Statuten vorgeſchrie⸗ 
benen Lebensatteſte zu verſehen und wird in dieſer Beziehung noch bemerkt, daß, 
wer mehrere Coupons für Eine Perſon zu gleicher Zeit abhebt, auch nur 
Ein Lebensatteſt beizubringen nöthig hat, und daß dergleichen Atteſte von jeder 
Perſon, die ein öffentliches Siegel führt — unter Beidrückung deſſelben und dem 
Vermerk des Amtscharakters auf der Rückſeite des Koupons — ausgeſtellt werden 


können. Die Renten betragen: 
in Kla 


von der Jahres⸗ 


— 


und Poſtämter zu beziehen: 


ffe: 


en 


Damit die Verſendung der } 
die Beſtellungen rechtzeitig bei den Buchhandlungen oder Poſtämtern zu bewerkſtelligen. 


So eben iſt erſchlenen und in allen Buchhandlungen zu haben: 


Der perſönliche Schutz. 


Nach dem engliſchen Originale bearbeitet von Dr. Cürtius. 


en 


oferdt, Naſchmarkt, Ring 43, Galanterlewaaren⸗ Handlung. ’ 
Bei Carl Schmeidler in Breslau erfheint und iſt durch alle Buchhandinngen 


„ . 
- und den Paſtoren Gerhard und Handel, 


Zweiter Jas 
P r 


Schmeidler 


1850. Wöchentlich Y Bogen in 4. 
jedes N 20 Sgr. 


reis 
ortſetzung für 1850 nicht unterbrochen werde, bitte ich, 


Preis 10 Sgr. 


Eine weitere Anpreiſung dieſes Werkes, welches früher nur zu einem ungemeln hohen 
peeile verkauft wurde, dürfte überflüſſig fein, da der Werth und die Gebiegenheit deſſel 
bereits allgemein anerkannt ſind. 


(Im. Müller's Separ.⸗Conto in Leipzig.) 


berger Zeitung“ 


Schöndörffer.) 


* 


eröffnet mit dem 1. Januar ein neues Abonnement. — Die Tendenz der Zeitung iſt zur 
Sie läßt es ſich beſonders angelegen fein, Deutſchland ein möglichft 
reichhaltiges Bild von dem Leben der Provinz Preußen und ihrer Hauptſtadt Königsberg 
zu geben, um dieſe entfernte aber wichtige Grenzmark dem Vaterlande ſtets im Gedächt⸗ 
niſſe zu erhalten. — Dem Nachbarlande Rußland wird ſo weit als nur 


7 Sgr. 6 Pf. 


Ge ell aft: I. | II. III. IV. V. VI. K zen rn U 2 
ſeuſchaff Rl. Sg. Pf. Mtl. Sg. Pf. ottl. Sg. Pf. INtl. Sg. Pf. [RL Sg. Pf. Mtl. Sg. Pf. Die m Neue Köni 8 

1839 . .... | 3]181—1 T 61 4113]. 61 425 6] 8018 7018.— (Rıbactene: Seinri 
1840 105 61 3024 1 6 — 4.180 6] 5 2 — . ‘ 
1841. . 313/—] 3124] 6] 4! 6— 4!16!— | 428! I 6123! Genüge bekannt. 

1842 1% 7 6 42 7 sin] 95 

. nt 320.— n e ei Bere 6125| — 

844 460431 0) 2 0] 4 4 E lich Beachtung gezollt werden. 
1846. 9 316 6f 2 of 4 46 4 dend mDntich Sieg pre gran 1 Nehl. 
1840. . 3 7 6 3/16/— 3230 60 4] 5— 422———— Alle Poſtämter nehmen Beſtellungen an. 
1847. [3 7— 3l17)— 3]27—I 4| 7(— 4/17—- -. 

1848 3(—— 3j10|—] 320 —4—— 410 


In Betreff der früher ſchon fällig geweſenen, aber noch nicht abgehobenen Ren⸗ 
tn wird der § 28 der Statuten in Erinnerung gebracht, nach welchem jede baar 
zu erhebende Rente verjährt, wenn ſolche nicht binnen 4 Jahren nach der Fällig⸗ 


keit abgehoben worden iſt. Berlin, den 7. Dezember 


Direktion der Preußiſchen Reuten⸗Verſicherungs⸗Anſtalt. 
a Bleſſonu. 


Breslau, den 19. Dezember 1849. 


kann Fr Lehrling in ein if e d 
f 8 Mini en Kon 1 
Kaufmann Mort Schmiedebrücke Nr. 34, die 


f C. S. 


er Knabe, 
lacirt werden. 
te haben zu ertheilen. 


1849. befindet ſich Rin 


Weiſs, Haupt⸗Agent. 


Näheres wird Herr 


Die große Anöftellung 
florentiniſcher Marmor⸗Gegenſtände 

von der Geſellſchaft der ſchönen Künſte in Florenz 

Nr. 19, 1 Stiege, und empfehle ich 


Beachtung des geehrten Publikums. Antonio 


unſer gut aſſortirtes Lager von 
Schriften für Buchbinder 
eee 


kürte Briefe gratis gi = et wer! 


and 


dieſelbe der geneigten 


Maſſini. 
u. Handdruckereien 


ö der Schriften gegen fran⸗ 
ud Comp. in Breslau, Gheiftgieherek 


\ 


Barth und 


U 


Zweite Beil 


3243 


age zu „ 298 der Breslauer Zeitung 


Freitag den 21. Dezember 1849. 


* * 3 83 9 


Theater⸗Nachricht. 

Freitag den 21. Dezbr. Zweite Extra: Bor: 
ftellung zum Abonnement von 70 Vorſtel⸗ 
lungen. „Martha“, oder: „Der 
Markt zu Richmond.“ Oper in 4 
Aufzligen, mit Tanz, von W. Friedrich. 
Muſik von Friedrich v. Flotow. 

Sonnabend den 22. Dezbr. Dritte und letzte 
Extra⸗Vorſtellung zum Abonnement von 
70 Vorſtellungen. „Roſenmüller «« 

inke“, oder: „Abgemacht.“ Luſt⸗ 
piel in 5 Akten von Dr. C. Töpfer. 


Zur Theater⸗Lotterie⸗Abonnements⸗ 
Verlooſung find ganze Looſe zu 4 Rthlr. 
und halbe Looſe zu 2 Rthlr. Morgens 
von 9— 12 Uhr und Nachmittags von 
2—4 Uhe im Theater⸗Bureau und im 


Comtoir Herrenſtraße Nr. 28 zu haben. 


Entbindungs⸗ Anzeige. 
Die heute Morgen 6 Uhr erfolgte glück⸗ 
liche Entbindung meiner geliebten Frau 
Mathilde, geb. Schweitzer, von einer 


geſunden Tochter, beehre ich mich Verwand⸗ 


ten und Freunden hiermit ergebenſt anzu⸗ 


zeigen. 
Breslau, den 20. Dezember 1849. 
L. Caſſirer. 


Entbindungs⸗ Anzeige. 
Geſtern Abend 5 ½ Uhr wurde meine liebe 
Frau von einem geſunden Knaben glücklich 
enthunden. 
Trebnitz, den 19. Dezember 1849. 
. F. Jungnickel. 


Dankſagung. 
Da der hieſige Dr. med. Herr Franz Na⸗ 
I mid) vom Zitterwahnſinn in Zeit von 


e 
3 Tagen mit vollem Verſtande ganz gefund 


hergeſtellt hat, fo daß ich mein Geſchäft wie 

früher fortfegen kann, fo ſage ich dem Herrn 

Dr. F. Nagel öffentlich meinen Dank. 
Krämer. 


Provinzial Reſſource. 

Zu den auf den 3. und 24. Januar (Den: 
nerſtag) im Saale des Hotels zum König 
von Ungarn ſtattfindenden Reſſourcen⸗ 
Bällen ladet die geehrten Mitglieder der 


Geſellſchaft ergebenſt ein: 


zwar unter der Verwarnung, daß 


Die Direktion 
der ſchleſiſchen Provinzial⸗Reſſource. 


. LE r 

Ven dem unterzeichneten Stadtgerichte iſt 
auf die erfolgte Inſolvenzanzeige Johann 
Gottfried Donaths, Hausbeſitzers und 
Handelsmanns in Seifhennersdorf, der Kon⸗ 
kursprozeß zu eröffnen geweſen und demnach 
zum Gütepflegungs⸗ und Anmeldungstermine 

der 2. April 1850 

beſtimmt worden. 1 

Es ergehet daher an alle Diejenigen, welche 
aus irgend einem Rechtsgrunde an gedachten 
Donath Anſprüche zu haben vermeinen, an⸗ 
durch die Ladung, am angegebenen Tage Vor⸗ 
mittags 10 Uhr an Stadtgerichtsſtelle allhier 
zu erſcheinen und zwar in Perſon und reſp. 
mit ihren ehelichen Kuratoren oder durch ihre 
Altersvormünder, oder auch durch hinlänglich 
legitimirte zu Annahme eines Vergleichs ge⸗ 
nugſam inſtruirte Bevollmächtigte, ihre For⸗ 
derungen anzumelden und zu beſcheinigen und 

fe fonft 

von dieſem Kreditweſen ausgeſchloſſen und 
fie aller ihrer Anſprüche an ernannten Do⸗ 
naths Vermögen ſo wie der ihnen etwa zu⸗ 
ſtehenden Rechtswohlthat der Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand, für verluſtig werden 
erklärt werden. gi 

Hiernächſt haben dieſelben Falls im Ver⸗ 
mine ein Vergleich nicht zu Stande kommen 
ſollte, binnen einer noch feſtzuſetzenden Friſt, 
mit dem Konkursvertreter ſowohl als unter 


ſich ſelbſt von Mund aus in die Feder zu 
verfahren und ſodann 


den 16. Mai 1850 
der Akteninrotulation und 

den 94. Juli 1850 
der Publikation eines Präkluſiv⸗ und Loka⸗ 
tlonserkennkniſſes ſich zu gewärtigen, welches 
in Rückſicht der Außenbleibenden in contu- 
maciam als publizirt zu den Akten genom⸗ 
men ae —4 * 

So wie ferner alle Diejenigen, welche ſi 

wegen Annahme eines vorſeienden Berlin 
deutlich nicht erklären, für einwiligend in das 


getroffene Abkommen angeſehen werden fol⸗ 


len, ben auswärtige Intereſſenten Pro⸗ 
alu mit gerichtlich anerkannten Voll⸗ 
machten am hieſigen Orte, zu Oele 
Sigl. Zittau, am 3. Oktober R 
Das Stadtgericht. 
Bergmann, Stadtrichter. 


Verſteigerung eines Papageys. 
— 57 — 24. Dear. Mittags 12 uhr, 
werde ich im alten Rathhauſe 1 Treppe hoch 
einen grünen eleganten Papagey, 
welcher fromm iſt und gut ſpricht, 


öffentlich verſteigern. 


Saul, Auktions⸗Kommiſſarius. 


Baus, Nut: und Brennholzverkauf. 

Aus allen Schutzdiſtrikten des hieſigen 
Forſtreviers ſollen Baur; Nutz⸗ und Brenn: 
hölzer verſchiedener Holzgattungen aus dem 
Einſchlage des Wirthſchaftsjahres 1848, 1849 
und 1850 in nachbenannten Terminen meiſt⸗ 
bietend verkauft werden: 

am 8. Januar 1850 Vormittag von 9 bis 

12 uhr im Pohlſchen Gaſthauſe hier⸗ 
ſelbſt und 

Nachmittag 2 Uhr in der Brauerei in 

Koppen, 
un ode 5 von 9 
8 Uhr hierſelbſt im Pohlſchen 
Gaſthauſe und Bon 

Nachmittag 2 Uhr im Förſteretabliſſement 

in Moſelache, 

den 22, und 29. Januar 1850 Vormittag 

9 uhr hierſelbſt. 

Bei dem Holzverkauf in Koppen ſollen 
namentlich diverſe eichene und weißbuchene 
Bau-, Nutz⸗ und Brennhölzer zur Licitation 
geſtellt werden, worauf ich das holzkaufende 
Publikum ergebenſt aufmerkſam mache. 

Stoberau, den 18. Dezember 1849, 

Der Königliche Oberförſter 
Regler. 


Die Anlieferung von Mauer⸗ und Dach⸗ 
Ziegeln aus Frankenſtein, Zementen und Theer 
aus Breslau, von Mauerſand, von Bauhöl⸗ 
zern, incl. Bohlen, Bretter ꝛc. und die An⸗ 
fuhr von Steinen aus dem nahen Bruche, 
ſollen „im Wege der Submiſſion“ unter den 
im Fortiſikations⸗Bureau täglich von 11—12 
Uhr einzufebenden Bedingungen an den Min: 
deſtfordernden vergeben werden. Lieferungs⸗ 
Unternehmer haben ihre Offerten bis zum 
31. Dezember d. J., Mittags 12 uhr, im 
Bureau abzugeben. 

Silberberg, den 18. Dezember 1849. 

Königliche Fortiſikation. 


n Nreigten 
olge des am 16. d. 
1 ° 2 hieſigen geachteten und tief be⸗ 
dauerten evangeliſchen Cantors und Organi⸗ 
ſten Eduard Schmidt wird gedachtes Amt 
erledigt. Dieſe Erledigung wird mit dem Be⸗ 
merken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß 
Anmeldungen hierfür unter Einreichung der 
geeigneten Schriftſtücke bis zum 15. Januar 
k. J. angenommen werden. Die jährliche 
Einnahme des in Rede ſtehenden Amtes be⸗ 
trägt einſchließlich Wohnung und Holz drei 
Hundert Thaler. . 8 
Reichenſtein, den 17. Dezember 1849. 
Der Magiſtrat. 


Beachtenswerth! 

Wie und wo man für 8 Ktl. preuß. Cou⸗ 
rant in Beſitz einer baaren Summe von 
ungefähr 

Zweimalhundert tauſend 


Thalern 

elangen kann, darüber ertheilt das unter⸗ 
ae Kommiſſions⸗Bureau unentgeltlich 
nähere Auskunft. Das Bureau wird auf des⸗ 
fallſige, bis ſpäteſtens den 20. Januar 1850 
bei ihm eingehende frankirte Anfragen 
prompte Antwort ertheilen, und erklärt hier⸗ 
mit ausdrücklich, daß, außer dem daran zu 
wendenden geringen Porto von Seiten des 
Anfragenden, für die vom Kommiſſions⸗Bü⸗ 
reau zu ertheilende nähere Auskunft Nie⸗ 
mand irgend etwas b entrichten hat. 

Lübeck, Dezember 1849. 

Kommiſſions⸗Büreau, 
Petri⸗Kirchhof Nr. 308 in Lübeck. 


Papeterien, 


wovon die zu 2, Sgr. schon 12 verzierte 
kleine Bogen enthalten, in grosser Auswahl 
und Eleganz, bis zu 1? Rthl., offerirt: 
5 F. L. Brade, 
dem Schweidnitzer Keller gegenüber. 


Bei dem jetzt fo, häufigen und höchſt uns 
geſunden Temperatur⸗Wechſel können wir nicht 
umhin, auf die, allen Anforderungen entſpre⸗ 
chenden Dampfbäder des Herrn Hofmaler 
Stiller, Kloſterſtr. Nr. 80, aufmerkſam zu 
machen. Wir verweifen in dieſer Hinſicht noch 
ganz beſonders auf das von dem geheimen 
Medizinal⸗Rath Dr. Wendt herausgegebene 
Buch: über „die Bedeutung und Wirkung 
der ruſſiſchen Dampfbäder, mit beſonderer 
Beziehung auf die Kloſterſtraße 80 errichtete 
zuffifche Bade⸗Anſtalt“ und halten uns feſt 
überzeugt, daß Jeder, dem feine Geſundheit 
lieb iſt, dieſen Wink nicht unbenützt vorüber⸗ 
gehen laſſen wird. II. W. St, 


10 Rthlr. Belohnung. 


Ein neuer Schoppenpelz mit dunkelgrün⸗ 
tuchenem er t — geſtern gegen 
Abend geſtohlen worden, und erhält Derje⸗ 
nige obige Belohnung, der mir zur Wieder⸗ 
erlangung deſſelben behülflich iſt. 

A. Friede, Kürſchnermeiſter, 
Ohlauerſtr. Nr. 86. 


Das allerneueste Struwwelpeterbuch! ur 

Allen Eltern, welche ihren lieben Kleinen als Weihnachtsgabe ein neues Bil: 

derbuch ſchenken wollen, in welchem Unterhaltung und Lehre durch Wort und Bild, 

ganz auf das Faſſungsvermögen des erſten Alters berech⸗ 

net, enthalten iſt, darf empfohlen werden der ſo eben bei C. Schmalz in 
Leipzig erſchienene: 8 


Hemdenmatz. 
Drollige Geſchichten und Bilder. 


Kommt, Kinder! fhaut den Hemdenmatz, Er bringt zur ſchö tszeit 
Mit ſeinem reichen Bilderſchatz, Gar Vieles, Ar das a a 
4. Geh. 22½ Sgr. 
Vorräthig bei Graß, Barth u. Comp. in Breslau, Herrenſtraße 20. 


Bei Graß, Barth u. Comp. in Breslau und Oppeln, in unterzeichneten 
und in allen Buchhandlungen iſt zu haben: 


Das entdeckte Geheimniß 


zur Erlangung eines vorzüglichen 


guten Gedächtniſſes, 


ſo daß man Alles, was man hört und lieſt, genau behalten und faſt wörtlich 
wiedererzählen kann. Bag: 
Sechstel! Auflage. Preis 10 Sgr. 
1) vom natürlichen, 2) vom untreuen und 3) vom künſtlichen Gedächtniß, 
4) von den Mitteln, um ſich ein gutes Gedächtniß zu erwerben, 5) über Gedächtniß⸗Stär⸗ 
kung, 6) vom geiſtigen Vermögen, 7) Gedächtnißübungen, 8) die Ausbildung und die Wun⸗ 
der des Gedächtniſſes, 9) die Gedächtnißhelden älterer und neuerer Zeit. 
Bei Kuhlm ey in Liegnitz, Flemming in Glogau, Ziegler in Brieg, Burckhardt 
in Neiſſe, Bredul und Förſter in Gleiwitz und bei Heege in Schweidnitz vorräthig. 


— — — . — — —ñ —ñ— — 
Für denkende katholiſche Geiſtliche und gebildete Laien. 


- 


Enthält: 


So eben erſchien und wurde an die Buchhandlungen aller deutſchen Länder zur Gras 


tis⸗Abgabe uerſandt: 


Silo ah. 


Zeitſchrift für religibſen Fortſchritt inner der Kirche. 
Redigirt von Prof, Dr. Mart. Deutinger und Prof. Max. Huttler. 
Nr. 1 und 2 für 1850 als Probenummern. 
Inhalt: 1) Carton zu einem Bilde der kirchlichen Ereigniſſe des Jahres 1849. — 


Die ideale Seite der Pius⸗Vereine. — Mannigfaltiges. — 2) Giebt es einen Fortſchritt 


nene 


N ae 1 
e * 


inner der Kirche? — Das erſte Veilchen eines neuen Frühlings im Garten der Poeſie. 
(Ueber Redwitz's Amaranth.) — Mannigfaltiges. a 
Abonnements⸗Preis für's Jahr 3 Thlr. — Jede Buchhandlung, namentlich Graf, 
Barth u. Comp. (Herrenftr. 20), Mar u. Komp., G. P. Aderholz, Hirt, und 
alle übrigen Buchhandlungen in Breslau und ganz Schleſien, wie jedes Poſt⸗Amt des 
Sn: und Auslandes nehmen Beſtellungen auf die Silo ah aa. 
Augsburg, 1. Dezbr. 1849. 2 Karl Kollmann'ſche Buchhandlung. 
HERSNSEHERHSISHHNSTNINSHHRISIHHSISTSHH HS HSRHHITSRHSEHNEINE 
. Ad x 
Der Niederſchleſiſche Anzeiger, 
Zeitung für den Bürger und Landmann, 
beginnt mit 1850 feinen 42ſten Jahreslauf. Das Blatt bringt aufs raſcheſte eine < 
gediegene Ueberſicht aller politiſchen Ereigniſſe, und findet allerwärts, wo es bekannt 
iſt, großen Beifall. Ganz beſonders machen wir auch auf deſſen Intelligenzblatt 
aufmerkſam, welches nächſt den älteren Breslauer Zeitungen ſeit langen Jahren das 
bedeutendſte und wirkſamſte Bekanntmachungsmittel von einem großen Theile Nie⸗ 
derſchleſiens iſt, und täglich an Bedeutung zunimmt, wie die Menge der Inſerate 
und die große Auflage des Blattes beweiſen. In den 5 — 6 Kreiſen um Glogau 
werden allein über 2000 Exemplare abgeſetzt. Allen königlichen und ſtädtiſchen 
Behörden, welche daſſelbe benutzen wollen, berechnen wir die geſpaltene Zeile zu dem 
niedrigen Preis von 8 Pfennigen, eben ſo den Privatperſonen, welche das Blatt 
halten. Das Blatt erſcheint wöchentlich Zmal (meiſtens 2 Bogen, alfo quartaliter 
. circa 78 Bogen ſtark), und koſtet vierteljährlich nur 15 Sgr., wofür es durch alle 
RB königl. Poſtanſtalten zu beziehen iſt. Außerdem wird am Schluſſe jeden Quartals 
J noch 1 Kunſtblatt, das Porträt eines berühmten Zeitgenoſſen enthal⸗ 
J tend, gratis beigegeben. 
Da Die Expebition des Niederſchl. Anzeigers zu Gr. Glogau. 


2e F Nee E e eK: Ne 
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Wachsſtock 


aller Art vom ordinafrſten gelben bis zum feinſten garnirten, empfiehlt in reichhaltigſter Aus⸗ 
wahl und zu ganz neuen geſchmackvollen Formen, die Wachswaaren⸗Fabrik und Niederlage von 


Eduard Nickel, Albrechtsſtraße Nr. 7, 


im Segen Jakobs, im 2. Viertel v. Ringe, das 2te Haus von der Ecke der Schuhbrücke 
— — — ——— 1m — ——— —— 


Plaſtiſche Schul⸗Atlaſſe 


empfiehlt als ſehr nützliches und ſchönes Geſchenk die Papier⸗Handlung 


Albrechts : Straße Nr. 37. 
Wiener Streichzundholzer ohne Schwefel, 


waſſerdicht und wohlriechend, in Büchſen und andern Etuis (zu Weihnachts⸗Geſ henfen fi 0 

eignend), habe ich neuerdings empfangen, und offertre ich ſolche zum Wi 

Ghnyeinen Mag. Au uſt Ichneidel, ederverkauf und im 
Tuch⸗ und Modewaaren⸗Handlung, Eliſabet⸗Straße Nr. 8, im König von Preußen. 


„u überrajchend i billigen Preiſen 
le ich: r E x 
Shlete 115 at, Gnetaiten and Kinder ⸗Spfelnaten a ee 


Wilhelm Hartmann, 


Ohlauer Straße Nr. 75, in den drei Linden. 


2 
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Der billige Laden, 


Albrechtsſtr. Nr. 11, neben der Kleiderhandlung, 


empfiehlt die ſeit längerer Zeit erwarteten und heute angekommenen 


ganz neuen wollenen Kleiderſtoffe 
in 8/4 Gros de Berlin, Gros de Londres und changeant Twills in den feinſten dunkeln, 
hellen und Mode⸗Farben, zu 9 und 10 Sgr. die Elle; acht franzöſiſche Thibets in 
allen Farben zu 16 Sgr.; 3 Ellen große wollene Umſchlagetücher in den neues 


ſten Deffins zu 1%, Rthlr. und in älteren Deſſins zu 1%, Rthlr.; 


4 Sgr. ab; Camelots von 4 Sgr. ab; 
ſeidene Taſchentücher zu 1 Athlr. 


[7 * 
Billet- Papiere, 
das Dutzend Bogen mit gemalten 
Blumen 6 Sgr., mit Goldverzierungen 5 Sgr., 
mit Devisen 3 Sgr., mit gezacktem Rande 
1½ Sgr., mit Farben - Verzierungen 4 bis 

1 Sgr. offerirt: F. L. Brade, 
dem Schweidnitzer Koller gegenüber. 


Nicht Marmor! 


ſondern „ungebrannten Gips“ belieben 
die Beſitzer der Ausſtellung von Kunſtſachen 
aus Florenz ihre Produkte zu nennen, allen⸗ 
falls auch „Alabaſter“. Kenner find das 
mit nicht zu täuſchen, eher die Liebhaber. 
Von einem der erſten Häuſer am Rhein 
iſt mir ein Lager von verſchiedenen Sorten 


Rhein ⸗Weinen in Flaſchen 
zum Verkauf übertragen worden und bin ich 
in den Stand geſetzt, von 12 Sgr. an bis 
15 Rtl. die Flaſche zur geneigten Abnahme 
zu empfehlen. 

Aufträge in Ohm⸗ oder Stück⸗Fäſſern wer⸗ 
den in kürzeſter Zeit beſtens ausgeführt. 

Breslau. Joſeph Karuth, 

Wallſtr. 1 a. 

Die erſte Sendung vom 2ten Schnitt 
echter Meſfinaer Citronen empfin⸗ 
gen und empfehlen en gros und en détail 
zu ſehr billigen Preiſen: 


Gebrüder Knaus, 


Hintermarkt Nr. 1. 


Ein feiner Schoppenpelz 
liſt zu verkaufen: 
Hummerei Nr. 16, im Keller. 


SSS ——— 
Tafelreis, à Pfd. 2 Sg., 
im Kochen vorzüglich gut; gelbe Faden⸗ 
nudeln, 3 Pfd. 3½ Sgr.; allerfeinſte 
Perlgraupe a 3 Sgr., feine Perlgraupe 
a 2% Sgr., feine mittel d Pfd. 2 Sgr., 
mittel a Pfd. 1% Sgr.; türkiſche gebackene 
Pflaumen, a Pfd. 2½ Sgr. und 2 Sgr. 


C. G. Weber, 
Meſſer⸗ und Oderſtraß en⸗Ecke Nr. 16. 


In Groß⸗Glogau iſt ein Haus nahe am 
Markte unter günſtigen Bedingungen zu ver⸗ 
kaufen. Daſſelbe iſt im beſten Bauzuſtande, 
enthält außer den anderen Räumlichkeiten 
22 heizbare Zimmer, und eignet ſich zum 
Betriebe eines jeden Geſchäfts. 

Portofreie Anfragen beliebe man an 
C. Anguſtin Meißner in Glogau zu 
richten. 


punch Sſſeng 


+++ +++ . 
Fein braun Jamaika Rum, 
Fein weiß Batavia⸗Arak, 

die A Flaſche 15 Sgr., 


1 7 2 7 
erhielt von dußerhalb in Commiſſion 
und empfiehlt: 


= Auguft Hertzog, 


eidnitzerſtraße Nr. 5. 


2 — ———————— ͤ ͤF‚k—:——— — — 
Frſſch gepreßte Napps⸗ und Leinkuchen, 
ſowie reinſtes raffinirtes Nüböl offerirt 
billigſt: C. A. Wedel, goldne Radegaſſe Nr. 2. 
mur Weihnnachts-Zeit: 
Tuschkasten, Bilderbogen, Schreibebücher, 
Reisszeuge, Fabersche Bleistifte, Conté- 
Kreiden, Federnkärtchen, Pennale, kleine 
Staffeleien, Vorlegeblätter, Zeichnenmappen, 
vergoldete Stahlfedern, und mehrere andere 
zu Geschenken 2 Artikel empfiehlt: 
F. Bir ©» - 
dem Schweiduitzer Keller gegenüber. 


Ein unverheiratheter Kutſcher, 
wetcher ſich durch gute Zeugntſſe legitimiren 
kann, wird verlangt. Anfrage⸗ und Adreß. 
Büreau im alten Rathhauſe. 

Eine Brückenwaage von 15 Ctr. Kraft iſt 
unter Garantie billig zu verkaufen bei 

E. Schüller, Nikolaiſtr. Nr. 34. 


Meinen in der Oder⸗Vorſtadt belegenen 
Bauplatz beabſichtige ich aus freier Hand 
zu verkaufen oder vom 1. Januar k. J. zu 
verpachten. Ritter, tal, Polizei⸗Sergeant, 

Friedrich⸗Withelmsſtr. 23. 


Zu vermiethen und 1. Januar 1850 zu be⸗ 
ziehen Kupferſchmiedeſtr. Nr. 17 mehrere fein 
möblirte Zimmer verſchiedener Größe. 


alb⸗Lama von 
Twills in allen Karben zu 8 Sgr.; 


Ein kautionsfähiger, ſachverſtändiger Gaſt⸗ 
wirth wünſcht ſo bald als möglich ein fre⸗ 
quentes Gaſthaus mit einer Pacht von 150 
bis 400 Rthl. zu pachten. Offerten find zu 
adreſſiren G. J. poste restante Mörſchelwitz. 
Weißer und blauer Mohn wird ge⸗ 
mahlen, ſo wie gemahlener und ungemahle⸗ 
ner billig verkauft: 
Kupferſchmiedeſtraße Nr. 51. 


Schafvieh⸗Verkauf. 

Das Dominium Beneſchau, Ratiborer Krei⸗ 
ſes in Oberſchleſien, hat 600 Stück zur Zucht 
taugliche Mutterſchafe ſehr edler Race zum 
Verkauf. Auch werden daſelbſt Sprungböcke 
aus einer der berühmteſten Stammſchäfereien 
verkauft. 

Schaf- Verkauf. 

Das Dom. Ruppersdorf bei Strehlen hat 
eine Anzahl sehr wollreieher 
Böcke und 200 zur Zueht taug- 
licher Mutterschafe zum Verkauf 
aufgestellt. Die letzteren werden erst nach 
der Schur abgegeben und können von hie- 
sigen edlen Böcken gedeckt werden, 

Das Wirthschafts-Amt, 


Preßhefe, 


kräftig und ſtets friſch, bei 
C. G. Weber, Oderſtraße Nr. 16. 


Marinirte 
Brat ⸗ Heringe 


Nobert Raymond, 
Ohlauerſtr. Nr. 65. 


Friſche See⸗Zander, 


zu haben auf dem Fiſchmarkt beim 
Fiſchhändler Stahns. 


Friſche ſtarke Hafen, 
geſpickt 14 Sgr.; friſche Rebhühner, geſpickt 
d. Paar 10 Sgr., ſo wie auch friſches 
Schwarzwild und Rehwild empfiehlt: Wild⸗ 
händler R. Koch, Ring Nr. 9, neben 7 
Kurfürſten. 


Friſche ſtarke Haſen, 


geſpickt 12 bis 14 Sgr., friſche gute Reb⸗ 
hühner, à Paar 8 Sgr., empfiehlt: 
Wildhändler Adler, 
alter Fiſchmarkt Nr. 2. 


Friſches Rehwild, 


junges Tannwild, böhmiſche Faſanen, friſche 
geſpickte Hafen, a 14 und 15 Sgr. offerirt: 
Seeliger, Neumarkt Nr. 45, 


* Haushaltungen 

iſt zum Feſt Friedr. Wilhelmsſtr. Nr. 1, im 
Kronprinz, gute Milch, d. Quart 1 Sgr., 
Sahn 3 ½ Sgr., in jeder beliebigen Quan⸗ 
tität zu haben. , 


be 


Eine Wohnung und eine Feuerwerkſtätte 


iſt zu vermiethen und bald oder Neujahr zu 8 


beziehen Burgfeld Nr. 12/13. Näheres 2 St. 
— nn 


Zu vermiethen 
Term, Weihnachten 2 Quartiere im ersten 
Stock, jedes zu 2 Stuben, Küche und Bei- 
gelass, Das Nähere im Hofe Taschenstrasse 
Nr. 4, bei Herrn Lohnkutscher Krause, 
AT BE —— — 


Königs Hötel garni, 
Albrechtsſtraße 33, neben der Regierung, 
empfiehlt ſich einem geehrten reiſenden Pu⸗ 
blikum zur geneigten Beachtung. 


Angekommene Fremde in Zettlitz's Hötel, 

Opernsänger Tozzoli a. Boulogne. Kam⸗ 
merherr von Elsner aus Zieſerwiz. Bau⸗ 
meiſter Hoffmann a. Brieg. Proviantamts⸗ 
Controleur Bornemann aus Neiſſe. Kauf⸗ 
leute Moſer, Birſon, Bränner und Zweig⸗ 
baum aus Warſchau. Mechaniskus Halske, 
Herr Meyer u. Regierungs⸗Baurath Nette: 
bohm aus Berlin. Gutsbeſitzer Baron von 
Reiswitz aus Kielbaſchin. Appellationsakzeſ⸗ 
ſiſt Woborzil aus Prag. 


19. u. 20. Dez. Abd. 10 u. Mrg. 6 u. Nchm. Lu. 


Barometer 271,03“ 2774,78 2777,95" 

Thermometer + 3,3 1,3 — 16 

Windrichtung W ER NNWꝭ̃ 
bedeckt b. Schnee. 


Luftkreis überw. 


Druck und Verlag von Graf, Barth und Com p. 


* 


Weihnachts Austellung, 


von ſchönen und nützlichen Gegen 
für Kinder und Erwachiene. | 


Für Kinder: Die ſchönſten und neueften Kinderſpielwaaren in größter Aus 
wahl, von Holz, Blech, Zinn, Papiermachee ꝛc. Mehrere 100 Arten von unter haltenden 
Geſellſchaftsſpielen, Baukaſten, Ankleidepuppen ꝛc., Schreibebü cher, das Dutzend 
5 Sgr. bis 2 Rthl. Tuſchkaſten, Büchertaſchen, Bleiſtifte, Stahlfedern, 144 St. 4 Sgr., 
Bilderbogen, Bilderbücher und Fibeln, das Dutzend von 10 Sgr. an. 

Für Erwachſene: Die neueſten Muſter von eleganten Brief: und Cigarrentaſchen, 
Notizbüchern, Porte Monnaies ꝛc. Diverſe Galanteries und Nippſachen, Papeterien, 
Toiletten und Käſtchen mit Parfüms ꝛc. | 

Wiederverkäufern werden billigfte en gros-Preiſe geftellt. 

Nobert Vetter 
Ohlauerſtraße Nr. 56/57, vis-h-vis 


dem alten Theater. 


Coaks⸗Verkauf in der Gas-Anftalt. 


Von heute ab werden die Coaks in unſerer Anftalt zu nachſtehenden Preiſen verkauft: 
roßer Coaks pro Tonne Grubenmaaß 17 Sgr. 6 Pf., 


leiner desgl. desgl. 5 Sgr. 


— 


8 5 * a * 
10 und darüber a 5 
in den übrigen Vorſtädten: von 1 * 2 Tonnen incl. à Tonne 3 Sgr., 


® [3 [3 a „ 
10 und darüber r 
Breslau, den 15. Dezember 1849. 
Direktorium der Gasbeleuchtungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft. 


In Kommiſſion empfingen | 


circa 200 Kiſten feine Aepfel 


und empfehlen dieſe ſchöne Waare, in Kiſten von ½ bis 1 Scheffel Inhalt, 
als paſſendes, billiges Weihnachtsgeſchenk: N 
Karl Straka, Hermann Straka, 


Albrechtsſtr. 39, vis-a-vis der kgl. Bank. Dorotheen⸗ und Junkernſtraßen⸗Ecke 33. 


Chocolat aux Pistaches 


von Masson brevete, \ 
Rue Richelieu No, 28 et 28bis, en face la fontaine Moliere, Fournisseur des Cours de 
France, de Belgique, de Saxe, de Wurtemberg, de Bade ete, etc, 
. Admis aux Expositions de Vindustrie frangaise, 
à Schachtel 1% und 2 Thlr., in der alleinigen Niederlage für Schlesien. 
Alexandre, Marchand-Coiffeur, 
Ohlauer Strasse Nr, 74, | 


\ 


Auktionen in Breslau. 
Den 21. Dezbr., Vor» und Nachm., Breiteſtr. 42: Porzellan, Schnittwa „ 
Den 22, Dezbr., Vorm. 10 uhr, Reuſcheſtr. 34: eee 0 prime 


Börfenberichte. 
Breslau, 20. Dezember. Die Börfe ſchloß heute flau und Aktien wurden zuletzt 
9 5 — angeboten, Nordbahn bis 46 ½ % Br., Krakau ⸗Oberſchleſiſche 69% mehr Br. 
8 2 ‚ | 
(Amtliches Coursblatt.) Geld: und Fonds⸗Courſe: Hol⸗ 
ländiſche Rand⸗Dukaten 95% Gl. Kaiſertiche Dukaten 95%, Gl. Friedrichsb'or 113% 
Br. Loufsd'or 112% Br. Polniſches Courant 96 ½ Br. Defterreich 
91 Gl. Seehandlungs⸗prämien⸗Scheine 102 Br. . reußiſche Anleihe 106, , 
Br. 5 0 88% 0 


Friedrich⸗Wilhelms⸗ Nordbahn 


Getreide, Del: und Zink ⸗ Preiſe. 

Breslau, 20. Dezember, Weizen, weißer 54, 40, 43 Sgr. gelber 51, 46, 40 
Sgr. Roggen 28, 26 ½, 25 Sgr. Gerſte 4%, 23, 21 Sgr. Hafer 18, 17, 10 6 
Rother Kleeſaamen 9 bis 14 Thlr.; weißer 5 bis 14 Ihle Spiritus 6 und 54, 
Thlr. bez. Rohes Rübl 14% Thlr. Br. Rapps 110, 107, 105 Sgr. Rübſen 90, 85, 
80 Sgr. Zink loco 4 Thlr. 18 Sgr. 6 Pf. bez. und Br. 5 

Stettin, 19. Dez. 1 20 4, 27. 82. Frühjahr 27%. 86, 20. 82; Mai 28 ½. 
1805 Juni 29%, Br. Rüböl 13% Br., Januar 13%, März 12% Gl., Mal 11 , 
| Spiritus 25. W ½, Frühjahr 23% 52, afer Frühjahr 10 


1 


Redakteur: NIm bs. 


